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Art und Weise der Beteiligung

Fir den Entwurf des Bebauungsplans 1-124 wurde die Beteiligung der Behorden und sonstigen Trdger 6ffentlicher Belange gemdf3 § 4 Abs. 2 Baugesetzbuch
(BauGB) durchgefiihrt.

Im Rahmen des Beteiligungsverfahrens wurden die von der Planung betroffenen Behdrden und sonstigen Trager offentlicher Belange sowie die betroffenen

Fachdmter des Bezirksamts Mitte mit Einladungs-E-Mail iiber das Portal DiPlan vom 11. Mai 2016 zum Bebauungsplanentwurf um Stellungnahme bis zum 12.
Juni 2026 gebeten. Die Beteiligungsunterlagen wurden iiber die Beteiligungsplattform DiPlan zur Verfligung gestellt. Aufgrund einer technischen Stérung bei

DiPlan haben nicht alle angeschriebenen Behdrden und Tréger die Einladungs-E-Mail erhalten, weshalb zusdtzlich am 19. Mai 2026 eine E-Mail mit dem

Hinweis auf die laufende Beteiligung an alle Behorden und Trdger versandt wurde. Aufgrund der verzégerten Information haben drei Stellen um eine
Fristverldngerung gebeten, die allen gewdhrt wurde. Die letzte Stellungnahme ging am 23. Juni 2026 ein. Eine Behdrde teilte mit, aufgrund von Uberlastung

keine Stellungnahme abgeben zu kénnen.

Insgesamt wurden 37 Behorden und sonstige Trdger offentlicher Belange, 18 Fachdmter oder Stellen des Bezirksamts Mitte sowie 2 Nachbarbezirke beteiligt

und um Stellungnahme gebeten.

Von den beteiligten Stellen haben 35 Stellen eine Stellungnahme abgegeben (siehe auch Inhaltsverzeichnis):

Berliner Feuerwehr, Vorbeugender Brand- und Gefahrenschutz

BVG Berliner Verkehrsbetriebe, Geschdftseinheit Infrastruktur (TI.IN)

BWB Berliner Wasserbetriebe

Bundesamt fiir Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr Referat INFRA | 3
Der Polizeiprasident in Berlin, Landeskriminalamt, Zentralstelle fiir Prévention

Deutsche Telekom Technik GmbH

Ministerium fiir Infrastruktur und Landesplanung (MIL), Gemeinsame Landesplanungsabteilung Berlin-Brandenburg
IT-Dienstleistungszentrum Berlin (ITDZ) AGR

NBB Netzgesellschaft Berlin-Brandenburg mbH & Co. KG

50Hertz Transmission GmbH

Stromnetz Berlin GmbH, Immobilienmanagement

Bezirksamt Mitte von Berlin
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- Senatsverwaltung fiir Finanzen Berlin, Abteilung | - Vermdgen und Beteiligungen (Liegenschaftswesen)

- Senatsverwaltung fiir Wissenschaft, Gesundheit und Pflege (Auf3eruniversitdre Forschung und Charité und Hochschulen)

- Senatsverwaltung flir Wirtschaft, Energie und Betriebe

- Senatsverwaltung fiir Kultur und Gesellschaftlichen Zusammenhalt

- Senatsverwaltung fiir Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen, Landesdenkmalamt Berlin

- Senatsverwaltung fiir Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen, Flachennutzungsplanung

- Senatsverwaltung fiir Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen, innere Stadt und Hauptstadtangelegenheiten

- Senatsverwaltung fiir Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen, Wohnungsbauleitstelle

- Senatsverwaltung fiir Mobilitat, Verkehr, Klimaschutz und Umwelt, Umwelt- und Klimaschutzpolitik, Kreislaufwirtschaft und Immissionsschutz
(Immissionsschutz)

- Senatsverwaltung fiir Mobilitat, Verkehr, Klimaschutz und Umwelt (Wasserbehdrde)

- Senatsverwaltung fiir Mobilitat, Verkehr, Klimaschutz und Umwelt (Landschaftsprogramm)

- Senatsverwaltung fiir Mobilitat, Verkehr, Klimaschutz und Umwelt; Oberste Naturschutzbehoérde

- Senatsverwaltung fiir Mobilitat, Verkehr, Klimaschutz und Umwelt IV B (Planung und Gestaltung des &ffentlichen Verkehrsraumes und der ErschliefBung
neuer Quartiere)

- Senatsverwaltung fiir Mobilitat, Verkehr, Klimaschutz und Umwelt VI B (Dauerhafte Verkehrsmaf3nahmen)

- Senatsverwaltung fiir Mobilitat, Verkehr, Klimaschutz und Umwelt, Landschaftsplanung, Forstwesen

- Senatsverwaltung fiir Mobilitéat, Verkehr, Klimaschutz und Umwelt, Abteilung Tiefbau

- Bezirksamt Mitte von Berlin, Stadtentwicklungsamt - Kataster und Vermessung

- Bezirksamt Mitte von Berlin, Wirtschaftstérderung

- Bezirksamt Mitte von Berlin, Strafen- und Griinflachenamt

- Bezirksamt Mitte von Berlin, Umwelt- und Naturschutzamt, Bereich Naturschutz und Freiraumentwicklung

- Bezirksamt Mitte von Berlin, Umwelt- und Naturschutzamt, Bereich Umweltschutz

- Bezirksamt Mitte von Berlin, Abt. Schule und Sport, Fachbereich Schule

- Bezirksamt Charlottenburg-Wilmersdorf, Abteilung Stadtentwicklungsamt, Fachbereich Stadtplanung

- Bezirksamt Mitte von Berlin, Sanierungsverwaltungsstelle

Bezirksamt Mitte von Berlin Seite 5von 75
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Von folgenden 24 beteiligten Stellen liegen keine Stellungnahmen vor:

- BSR Berliner Stadtreinigung

- Berliner Hafen- und Lagerhausgesellschaft mbH - BEHALA

- Berliner Stadtwerke GmbH

- Bundesnetzagentur, Ref. 226

- Handwerkskammer Berlin

- Industrie- und Handelskammer zu Berlin

- Landesamt fiir Gesundheit und technische Sicherheit - LAGetSi

- Vattenfall Europe Business Service GmbH

- Berliner Energie und Warme AG - BEW A

- Senatsverwaltung fiir Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen, IV AbtL 01

- Bezirksamt Mitte von Berlin, FB Bau- und Wohnungsaufsicht, Stadt 2

- Bezirksamt Mitte von Berlin, FB Denkmalschutz, Stadt 3

- Bezirksamt Mitte von Berlin, Frauenbeirat Stadtplanung

- Bezirksamt Mitte von Berlin, Beauftragte fiir den Klimaschutz

- Bezirksamt Mitte von Berlin, Abt. Schule und Sport, Fachbereich Sport

- Bezirksamt Mitte von Berlin, Abt. JugBiD, Jugendamt

- Bezirksamt Mitte von Berlin, Abt. StadtSozGes, Amt fiir Soziales

- Bezirksamt Reinickendorf, Stadtentwicklungsamt

- Bezirksamt Mitte von Berlin, FB Stadtplanung, Gruppe 300 Vorbereitende Bauleitplanung
- Bezirksamt Mitte von Berlin, FB Stadtplanung, Gruppe 400 - Planungsdurchfiihrung
- Bezirksamt Mitte von Berlin, FB Stadtplanung, Gruppe 600 - Milieuschutz

- Bezirksamt Mitte von Berlin, FB Stadtplanung, QM - Quartiersmanagement

Auf Grund der Stellungnahme der Senatsverwaltung flir Mobilitat, Verkehr, Klimaschutz und Umwelt IV wurde auch das Bundesamt fiir Flugsicherung
nachtrdglich nochmals um Stellungnahme gebeten. Die eingegangene Stellungnahme ist der Auswertung beigefiigt.
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Il.  Abwdgung der Stellungnahmen im Einzelnen

Im Rahmen der Beteiligung der Behérden und sonstigen Trdger 6ffentlicher Belange wurden zum Bebauungsplanentwurf folgende Anregungen und Hinweise
vorgebracht, die nach Abwégung aller Belange wie folgt Beriicksichtigung finden. Die Reihenfolge der aufgefiihrten AuBerungen stellt keine Wertung der
vorgebrachten Inhalte dar. Nachfolgend sind alle Stellungnahmen (linke Tabellenspalte) und die jeweilige Abwagung (rechte Tabellenspalte) aufgefiihrt. Die
Stellungnahmen sind 1:1 im Originaltext wiedergegeben (Ausnahme Tippfehler etc. und deutliche Hinweise auf die Identitat).

1. Berliner Feuerwehr, Vorbeugender Brand- und Gefahrenschutz; Stellungnahme vom 22.05.2026 (DiPlan ID-Nr.: 1008)

Stellungnahme (Behérde/ToB)

Auswertung / Abwdgung der Stellungnahme

Beiliegend die Stellungnahme der Berliner Feuerwehr zur weiteren
Verwendung:

Im Rahmen der Beteiligung der Behorden nach §4 BauGB nehme ich wie
folgt Stellung und betrachte die fiir mich derzeit relevanten Punkte.

Kenntnisnahme.

Die Hinweise betreffen nicht die Ebene der Bauleitplanung, sondern sind in
den nachfolgenden Verfahrensschritten zu  beriicksichtigen. Die
Grundstiickseigentiimerin wurde iiber die Hinweise und die vorzulegenden
Unterlagen informiert.

Mit
Bebauungsplans, ist es nicht mdglich, eine zuverldssige Aussage lber die

dem bisherigen Planungsstand des Fldchennutzungsplans /
Leistungsfdhigkeit der Berliner Feuerwehr zu treffen. Wir bitten um eine
weitere Beteiligung innerhalb der Bauleitplanung.

Weitere Stellungnahmen werden im Rahmen der entsprechenden
Baugenehmigungsverfahren abgegeben.

Allgemeiner sachbearbeitender Vorbeugender Brand- und Gefahren-

schutz
Loéschwasserversorgung:

Eine ausreichende L&schwasserversorgung ist nicht dargestellt. Die
Bestimmung des LW-Bedarfs des vorliegenden Bebauungsplanes erfolgt im
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Rahmen der Priifung des Brandschutznachweises durch den Priifingenieur
fir Brandschutz.

Gleichwohl ist fiir die genannten Grundstiicke eine Léschwasserversorgung
sowohl fiir den Grundschutz als auch ggf. fiir den Objektschutz nach den
DVGW-Arbeitsblattern W 405, W 331 und W 400/1) zu gewdhrleisten.

Entsprechend Tabelle 1 des DVGW-Arbeitsblattes 405 ergibt sich gemaf3
Ausweisung des unmittelbar benachbarten Wohngebietes als allgemeines
Wohngebiet ein LW-Bedarf von maximal 96 m*/h bzw. 1.600 |/min. iiber
eine Dauer von 2 Stunden.

Ndhere Auskiinfte zur LW-Versorgung aus den vorhandenen
Unterflurhydranten erteilen die Berliner Wasserbetriebe (BWB). W-Brunnen,
Tiefspiegelbrunnen oder Zisternen als unabhdngige LW-Versorgung sind
erkennbar nicht vorhanden und damit durch Baumafinahmen auch nicht
gefdhrdet.

Zufahrten fiir die Feuerwehr:

Fiir Straf3en und Zufahrten an bzw. zu den geplanten Grundstiicken ist die
DIN 14090 ,,Flachen fir die Feuerwehr” zu beachten.

Dieses gilt auch fiir bestehende Gebdude und Grundstiicke soweit
vorhanden.

Erforderliche Zufahrten und die L&schwasserversorgung zu den
bestehenden Gebduden miissen auch wdéhrend der Bauphase gesichert

sein.

Bezirksamt Mitte von Berlin
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Bei einer Planung von modernen Mobilitdtskonzepten sind die Belange der
Berliner Feuerwehr zu beriicksichtigen. Hier ist gegebenenfalls bei der
Planung die Berliner Feuerwehr zu beteiligen und anzuhéren, so das als
Ergebnis die Wahrnehmung der gesetzlich iibertragenden Aufgaben der
Berliner Feuerwehr gegeben und gewahrt sind.

Geplante Bauvorhaben:

Zu geplanten Bauvorhaben wird die Berliner Feuerwehr im Rahmen der
Beteiligung im Baugenehmigungsverfahren aufgrund zu erwartender bzw.
beschriebener Gebdudeklassen im Rahmen des § 2 (3) Pkt. 4 - 5 und (4)
BauO Bln Stellung nehmen.

Gemdafl des § 19 (1) ,Prifantrdge und Aufgabenerledigung” der
Bautechnischen Priifungsverordnung (BauPriifV) veranlasst die Bauherrin
oder der Bauherr die Priifung der Brandschutznachweise bei einer
Priifingenieurin oder einem Priifingenieur fiir Brandschutz; die Priifung
schliefit die Uberwachung der Bauausfiihrung hinsichtlich des gepriiften
Brandschutznachweises mit ein.

Nach § 19 (2) priifen Priifingenieurinnen und Priifingenieure fiir Brandschutz
die Vollstandigkeit und Richtigkeit der Brandschutznachweise unter
Beachtung der Leistungsfdhigkeit der Berliner Feuerwehr. Sie haben die
zustandige Brandschutzdienststelle zu beteiligen und deren Anforderungen
beziiglich der Brandschutznachweise zu wiirdigen.
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Priifingenieurinnen und Priifingenieure fiir Brandschutz iberwachen die
ordnungsgemdfle Bauausfiihrung hinsichtlich der von ihnen gepriiften
Brandschutznachweise.

Im Ubrigen gilt § 13 Absatz 3 der Bauverfahrensverordnung.

Zu den derzeitig dargestellten Bebauungspldnen lassen sich nur allgemeine
Aussagen treffen, da ein entsprechender Brandschutznachweis noch nicht
erstellt worden ist. Bei der Erstellung des Brandschutznachweises sind dabei
gemdf3 § 19 der Begriindung zur Bautechnischen Priifungsverordnung
(BauPriifV) folgende Anforderungen, unter Beachtung der Leistungsféhigkeit
der Berliner Feuerwehr, zu beachten:

« die Léschwasserversorgung, (muss sichergestellt sein, s. oben)

« Einrichtungen zur Léschwasserférderung, (nur ggf. erforderlich)

« die Zugdnglichkeit der Grundstiicke und der baulichen Anlagen fiir die
Feuerwehr, (muss uneingeschrankt gegeben sein, z. B. fiir die Sicherstellung
des 2. Rettungsweges und Flachen fiir die Feuerwehr)

 Anlagen, Einrichtungen und Gerdte fiir die Brandbekdmpfung, (ggf.
erforderlich)

* Anlagen und Einrichtungen fiir den Rauch- und Warmeabzug bei Brdnden,
(erforderlich)

« Anlagen und Einrichtungen fiir die Brandmeldung, (ggf. erforderlich)

e Anlagen und Einrichtungen fiir die Alarmierung (ggf. erforderlich)

« betriebliche Maf3nahmen zur Brandverhiitung, (ggf. erforderlich)

« betriebliche Mainahmen zur Brandbekdmpfung (ggf. erforderlich)
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Wir mochten Sie liber die folgenden Merkbldtter der Berliner Feuerwehr in
Kenntnis setzen:

 Flachen fir die Feuerwehr

* Nachweis der Loschwasserversorgung im Brandschutznachweis
* Photovoltaikanlagen

 Objektfunkversorgung

* Brandschutz auf Baustellen

Merkblatter der Berliner Feuerwehr befinden sich unter dem untenstehenden
Link auf der Internetseite der Berliner Feuerwehr. Sie reprdsentieren nicht
die Vollstandigkeit aller vorhandenen Merkbldtter.

https://www.berliner-feuerwehr.de/ihre _ -sicherheit/vorbeugender-brand-

und-gefahrenschutz/

2. BVG Berliner Verkehrsbetriebe, Geschdaftseinheit Infrastruktur (TI.IN); Stellungnahme vom 10.06.2026 (DiPlan ID-Nr. 1026)

Stellungnahme (Behérde/ToB)

Auswertung / Abwdgung der Stellungnahme

Fehlanzeige

Kenntnisnahme.

Keine weitere Abwdgung erforderlich.

3. BWB Berliner Wasserbetriebe; Stellungnahme vom 08.06.2026 (DiPlan ID-Nr.: 1024)

Stellungnahme (Behérde/ToB)

Auswertung / Abwdgung der Stellungnahme

Im Rahmen der friihzeitigen Behordenbeteiligung haben die Berliner
Wasserbetriebe (BWB) zum o. g. Bebauungsplanentwurf mit Schreiben PB-

Grundstiickseigentiimerin

Kenntnisnahme.
Die Hinweise der BWB werden zur Kenntnis genommen und an die
weitergeleitet.  Sie  betreffen das

nicht

Bezirksamt Mitte von Berlin
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B/Pa vom 14.07.2025 eine Stellungnahme abgegeben, welche auch
weiterhin Bestand hat.

In der Stellungnahme wiesen wir darauf hin, dass seitens des Strafien- und
Griinflachenamtes Mitte Baumafinahmen in der Sickingenstrafle geplant
sind und die BWB in diesem Zusammenhang Bauarbeiten am vorhandenen
Anlagennetz ausfilhren werden. Derzeit ist die Bauzeit ab 11/2026 bis
04/2027 geplant. Die Angabe der Bauzeit ist unverbindlich. Weitere
Baumafinahmen an den Anlagen der BWB sind aktuell nicht geplant.

Zum Punkt Trinkwasserversorgung mochten wir noch darauf hinweisen, dass
aufgrund der Bebauungshdhe (hohe Turm OK=102,70m iiber NHN) das
Betreiben privater Druckerhdhungsanlagen erforderlich wird. Daraus
entstehende Folgemafinahmen (Rohrnetzerweiterung) gehen zu Lasten des
Veranlassers.

Im Falle des Neubaus von Versorgungsleitungen auf privaten Grundstiicken,
wdren Trassen mit Leitungsrechten zwingend notwendig. Hierzu ist eine
3 Jahre vor Baubeginn,

frihzeitige Kontaktaufnahme, mindestens

erforderlich.

Vor Baufeldfreimachung miissen vorhandene Grundstiicksanschliisse vom
offentlichen Entwdsserungsnetz abgetrennt werden. Gleiches gilt fir
nichtgenutzte Anschliisse. Hierzu ist eine Abstimmung mit der zustdndigen
Rohrnetzbetriebsstelle der BWB erforderlich.

Bei Baumaf3nahmen ist die Art des Baugrubenverbaus ist so zu wahlen, dass

eine Gefdhrdung unserer Anlagen ausgeschlossen wird und das Armaturen

Bebauungsplanverfahren, sondern die nachfolgenden Verfahrensschritte
bzw. die Baumaf3inahmen.

Eine Verlegung von Versorgungsleitungen im Bauland, die iiber die
typischen Hausanschliisse hinausgeht ist nicht notwendig. Die Festsetzung
von Leitungsrechten im Bebauungsplan ist daher nicht erforderlich.

Im Hinblick auf die in der Stellungnahme vom 14.07.2025 thematisierte
Regenwasserbewirtschaftung liegt fiir das Plangebiet zwischenzeitlich auch
ein Regenentwdsserungskonzept vor. In ihm wird der Nachweis erbracht,
dass eine regelkonforme Bewirtschaftung der Niederschlége, insbesondere
BReWa-BE mdglich ist. Damit ist die
Vollziehbarkeit des Bebauungsplans gesichert. Detailfragen kdnnen im

unter den Maf3gaben der
Rahmen der nachfolgenden Planungs- und Verfahrensebenen geklart
werden. Festsetzungen im Bebauungsplan sind vor diesem Hintergrund

nicht erforderlich.
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jederzeit zugdnglich sind. Wir weisen bereits jetzt darauf hin, dass fir
Baustelleneinrichtungen im offentlichen Straf3enland eine Zustimmung zu
beantragen ist.

Wir bitten Sie, die Belange der BWB im weiteren Verlauf des
Bebauungsplanverfahrens zu beriicksichtigen.

Bei Fragen kdnnen Sie sich gern unter o. g. Telefonnummer oder E-Mail an
[...] wenden.

Anlage
Schreiben PB-B/Pa vom 14.07.2025

4, Bundesamt fiir Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr Referat INFRA | 3; Stellungnahme vom 02.06.2026 (DiPlan

ID-Nr.: 1018)

Stellungnahme (Behérde/ToB)

Auswertung / Abwdgung der Stellungnahme

Vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- und Rechtslage werden
Verteidigungsbelange nicht beeintrachtigt. Es bestehen daher zum
angegebenen Vorhaben seitens der Bundeswehr als &ffentlicher Belange

keine Einwdnde.

Kenntnisnahme.
Keine weitere Abwdgung erforderlich.

5. Der Polizeiprésident in Berlin, Landeskriminalamt, Zentralstelle fiir Prévention; Stellungnahme vom 26.05.2026 (DiPlan ID-Nr.: 1012)

Stellungnahme (Behérde/ToB)

Auswertung / Abwdgung der Stellungnahme

Fehlanzeige

Kenntnisnahme.
Keine weitere Abwdgung erforderlich.
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6. Deutsche Telekom Technik GmbH; Stellungnahme vom 27.05.2026 (DiPlan ID-Nr.: 1015)

Stellungnahme (Behérde/ToB)

Auswertung / Abwdgung der Stellungnahme

Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als
Netzeigentiimerin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 125 Abs. 1 TKG - hat
die Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt und bevollmdchtigt, alle
Rechte und Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle
Planverfahren Dritter entgegenzunehmen und dementsprechend die
erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. Zu der o. g. Planung nehmen
wir wie folgt Stellung:

Zur o. a. Planung haben wir bereits mit Schreiben PTI 12 vom 04.07.2025
Stellung genommen. Diese Stellungnahme gilt mit folgender zusdtzlicher
Anderung weiter:

Fir den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikationsnetzes sowie die
Koordinierung mit den Baumaf3nahmen der anderen Leitungstrdger ist es
notwendig, dass Beginn und Ablauf der ErschlieBungsmaf3nahmen im
Bebauungsplangebiet der Deutschen Telekom Technik GmbH unter dem im
Briefkopf genannten Adresse so friih wie moglich, mindestens 6 Monate vor
Baubeginn, schriftlich angezeigt werden.

Wir machen darauf aufmerksam, dass aus wirtschaftlichen Griinden eine
Versorgung des Neubaugebietes mit Telekommunikationsinfrastruktur in
bei
koordinierten ErschlieBung sowie einer ausreichenden Planungssicherheit

unterirdischer Bauweise nur Ausnutzung aller Vorteile einer

moglich ist.

Kenntnisnahme.

Die im beigefligten Lageplan verzeichneten Bestandsleitungen befinden
sich innerhalb offentlicher Straf3enverkehrsfldchen. Eine Sicherung mittels
Leitungsrechten im Bebauungsplan ist daher nicht erforderlich.

Die Hinweise wurden der Grundstiickseigentiimerin tibermittelt.

Die Standorte fir

(Hausanschliisse,

grundstiicksbezogene  Einrichtungen
etc.) sind auf der Ebene der

zukiinftige

Unterverteilungen
verbindlichen Bauleitplanung noch nicht bekannt. Die Sicherung von
Leitungsrechten kann daher im Bebauungsplan nicht erfolgen. Sie ist zudem
planungsrechtlich, d. h. o&ffentlich-rechtlich nicht erforderlich. Die
ErschlieBung des Grundstiicks ist offentlich-rechtlich  durch die
angrenzenden offentlichen Straflenverkehrsflachen, die auch fiir die
Versorgungstrdger zur Leitungsverlegung zur Verfiigung stehen, gesichert.
Die grundstiicksbezogenen Anlagen auf privaten Grundstiicksfldchen fallen
nicht Sie
privatrechtlich zwischen der Grundstiickseigentiimerin, die im Ubrigen ein

unter den planungsrechilichen Erschlief3ungsbegriff. sind

Interesse an der Versorgung hat, und dem Leitungstrdger zu vereinbaren.
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Wir bitten daher sicherzustellen, dass entsprechend § 9 Abs. 1 Nr. 21
BauGB folgende Flachen als mit einem Leitungsrecht zu belasten
festgesetzt werden und im zweiten Schritt eine beschrdnkte persénliche
Dienstbarkeit im Grundbuch zugunsten der Telekom Deutschland GmbH,
Sitz Bonn, mit folgendem Wortlaut eingetragen wird:

"Beschrdnkte personliche Dienstbarkeit fiir die Telekom Deutschland
GmbH, Bonn, bestehend in dem Recht auf Errichtung, Betrieb, Anderung
und Unterhaltung von Telekommunikationslinien, verbunden mit einer
Nutzungsbeschrdnkung." fiir das geplante Gewerbegebiet aus dem PDF-
Dokument BP_1-124 Entwurf.pdf.

Der ErschlieBungstrager verpilichtet wird, in Abstimmung mit uns im
erforderlichen Umfang Fldchen fiir die Aufstellung von oberirdischen
Schaltgehdusen auf privaten Grundstiicken zur Verfligung zu stellen und
diese durch Eintrag einer beschrdnkten personlichen Dienstbarkeit zu
Gunsten der Telekom Deutschland GmbH, Sitz Bonn, im Grundbuch
kostenlos zu sichern. Eine rechtzeitige und einvernehmliche Abstimmung der
Lage und der Dimensionierung der Leitungszonen vorgenommen wird und
eine Koordinierung der Tiefbaumaf3nahmen fiir den Leitungsbau durch den
Erschlieflungstrdager erfolgt.

Wir weisen darauf hin, dass die Telekom keine Auskiinfte iiber neue und
bestehende BreitbandKabelnetze (BK-Netz) erteilen sowie keine
Einweisungen zur Lage der Kabel der Breitband-Kabelnetze vornehmen
kann. Wenden Sie sich hierzu bitte an den zustdndigen Netzbetreiber.

Anlagen
Plan

Bezirksamt Mitte von Berlin
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Kabelschutzanweisung

Anmerkung: Auf Nachfrage teilte die Deutsche Telekom durch E-Mail-
Schreiben vom 02.06.2026 folgendes mit:

,Gerne mochte ich klarstellen, dass sich die Formulierung nicht auf bereits
vorhandene Telekommunikationslinien bezieht.

Vielmehr geht es um ein Leitungsrecht fiir kiinftig zu errichtende
Telekommunikationslinien, die  telekommunikationstechnische
Versorgung des Grundstiicks dauerhaft sicherzustellen.”

um

7. Ministerium fiir Infrastruktur und Landesplanung (MIL), Gemeinsame Landesplanungsabteilung Berlin-Brandenburg, GL 5; Stellungnahme vom

18.05.2026 (DiPlan ID-Nr. 1004)

Stellungnahme (Behérde/ToB)

Auswertung / Abwdgung der Stellungnahme

In unserer Stellungnahme vom 16.07.2025 haben wir mitgeteilt, dass Ziele
der Raumordnung dem o. g. Bebauungsplan (GL Reg-Nr. 0429/2025=)
nicht entgegenstehen. Diese Stellungnahme behdlt weiterhin Giiltigkeit.

Kenntnisnahme.
Keine weitere Abwdgung erforderlich.

8. IT-Dienstleistungszentrum Berlin (ITDZ) AR, KD V; Stellungnahme vom 12.06.2026 (DiPlan-Nr.: 1035)

Stellungnahme (Behérde/ToB)

Auswertung / Abwdgung der Stellungnahme

Das IT-Dienstleistungszentrum Berlin (ITDZ Berlin) ist, gemaf3 Berliner
Straf3engesetz, Sondernutzer 6ffentlichen Straflenlandes. Angrenzend zum
o.a. Geltungsbereich befinden sich Kabelkanalanlagen (KKA) des ITDZ
Berlin. Die entsprechende(n) Bestandspldn(e) sind der Auskunft beigefiigt.

Kenntnisnahme.

Ausweislich des der Stellungnahme beigefiigten Lageplans befindet sich die
Leitung im sildlichen Gehwegbereich der Sickingenstrafle. Der
Bebauungsplan  sieht  keine  Verdnderung  der festgesetzten
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Die vorhandenen Anlagen des ITDZ Berlin sind nicht Bestandteil des
Bebauungsplans/Planfeststellungsverfahren, sofern die Einteilung der
Straf3enverkehrsfldche nicht betroffen ist.

Anlagen

Plan

Legende
Aktuelle Richtlinie

Straflenverkehrsflachen gegeniiber dem bisherigen Planungsrecht vor.
Festsetzungen zur Einteilung der Verkehrsfldchen sind ebenfalls nicht
Bestandteil der Festsetzungen.

9. NBB Netzgesellschaft Berlin-Brandenburg mbH & Co. KG, NBB IV (Gasversorgung); Stellungnahme vom 22.05.2026 (DiPlan Nr.: 1009)

Stellungnahme (Behérde/ToB)

Auswertung / Abwdgung der Stellungnahme

Die NBB Netzgesellschaft Berlin-Brandenburg mbH & Co. KG (nachfolgend
NBB genannt) handelt im Rahmen der ihr ibertragenen Verantwortung auch
namens und im Auftrag der GASAG AG, der GASAG Solution Plus GmbH
(GSP), der EMB Energie Brandenburg GmbH, der Stadtwerke Bad Belzig
GmbH, der Gasversorgung Zehdenick GmbH, der NGK Netzgesellschaft
Kyritz GmbH, der Netzgesellschaft Hohen Neuendorf Gas mbH & Co.KG,
der Rathenower Netz GmbH, der Netzgesellschaft Hennigsdorf Gas mbH,
der Stadtwerke Forst GmbH und der Netzgesellschaft Forst (Lausitz) mbH &
Co. KG.

Es wird hiermit ausdriicklich darauf hingewiesen, dass die in den
beigefligten Planunterlagen und Maf3zahlen
hinsichtlich der sind. Mit
Abweichungen muss gerechnet werden. Dabei ist zu beachten, dass

enthaltenen Angaben

Lage und Verlegungstiefe unverbindlich

erdverlegte Leitungen nicht zwingend geradlinig sind und daher nicht auf

Kenntnisnahme.

Ausweislich des von der NBB beigefligten Lageplans befinden sich
Gasleitungen mit einem Betriebsdruck von mehr als 4 bar im
Fahrbahnbereich der Sickingenstrafie. Eine weitere Leitung mit einem
Betriebsdruck von weniger als 0,1 bar befindet sich in der Wiebestrafle im
Bereich des 6stlichen Gehwegs.

Die Leitungen liegen somit im Bereich festgesetzter bzw. gewidmeter
offentlicher Straflenverkehrsfldchen. Daher sind Leitungsrechte o. @. im
Bebauungsplan nicht erforderlich.

Die LeitungsschutzmafBnahmen beziehen sich nicht auf die Ebene der
Bauleitplanung, sondern sind bei der Vorbereitung und Durchfiihrung
zu beriicksichtigen. Handlungsbedarf im

konkreter Baumaf3inahmen

Rahmen der Bauleitplanung besteht nicht.
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dem kiirzesten Weg verlaufen. Dariliber hinaus sind aufgrund von
Erdbewegungen, auf die die NBB keinen Einfluss hat, Angaben zur
Uberdeckung nicht verbindlich. Die genaue Lage und der Verlauf der
Leitungen sind in jedem Fall durch fachgerechte Erkundungsmaf3inahmen
(Ortung, Querschléage, Suchschlitze, Handschachtungen usw.) festzustellen.

Im unmittelbaren Bereich der Leitung ist auf den Einsatz von Maschinen zu
verzichten und in Handschachtung zu arbeiten. Die abgegebenen
Planunterlagen geben den Bestand zum Zeitpunkt der Auskunftserteilung
wieder. Es ist darauf zu achten, dass zu Beginn der Bauphase immer das
Antwortschreiben mit aktuellen farbigen Planunterlagen vor Ortvorliegt.
Digital gelieferte Planunterlagen sind in Farbe auszugeben. Bitte priifen Sie
nach Ausgabe die Maf3stabsgenauigkeit. Die Auskunft gilt nur fir den
angefragten rdumlichen Bereich und nur fiir eigene Leitungen der NBB, so
dass gegebenenfalls noch mit Anlagen anderer Versorgungsunternehmen
und Netzbetreiber zu rechnen ist, bei denen weitere Auskiinfte eingeholt
werden miissen.

Die Entnahme von Maf3en durch Abgreifen aus den Planunterlagen ist nicht
zuldssig. Stillgelegte Leitungen sind in den Pldnen nicht oder nur
unvollstdndig enthalten.

Eine Versorgung des Planungsgebietes ist grundsdatzlich durch Nutzung der
offentlichen ErschliefBungsfldchen in  Anlehnung an die DIN 1998
herzustellen. Dariiber hinaus notwendige Flachen fiir Versorgungsleitungen
und Anlagen sind gemdf3 § 9 Abs. 1 BauGB im Bebauungsplan festzusetzen.
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Nach Auswertung des Bebauungsplanentwurfs und der entsprechenden
Begriindung ist unsere Leitungsschutzanweisung fiir alle laut Planwerk
betroffenen Anlagen zu beachten und noch folgendes in die weitere
Planung einzuarbeiten:

In lhrem angefragten rdumlichen Bereich befinden sich Anlagen mit einem
Betriebsdruck > 4 bar. Gemdaf3 den Technischen Regeln des DVGW-
Regelwerkes sind bei Bauarbeiten in der N&he dieser Hochdruck-
Erdgasleitung die Bauausfiihrenden vor Ort einzuweisen.

Kabelanlagen sind in der vorgefundenen Lage zu belassen. Verdnderungen
sind unzul@ssig. Werden Kabelanlagen beschddigt, ist die NBB unverziiglich
unter der Telefonnummer (030) 81876 1890 oder einsatzplanung@nbb-
netzgesellschaft.de, zu benachrichtigen.  Schdden an der
Kabelummantelung werden kostenlos beseitigt, sofern die NBB vor der
Grabenvertfiillung Kenntnis erhdlt.

Sollte der Geltungsbereich lhrer Auskunftsanfrage veréndert werden oder
der Arbeitsraum den dargestellten raumlichen Bereich liberschreiten, ist der
Vorgang erneut zur Erteilung einer Auskunft der NBB vorzulegen.

Anlagen:

Plan
Leitungsschutzanweisung
Legende
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10. 50Hertz Transmission GmbH, TG-Netzbetrieb; Stellungnahme vom 12.05.2026 TG-Netzbetrieb (DiPlan ID-Nr.: 1000)

Stellungnahme (Behérde/ToB)

Auswertung / Abwdgung der Stellungnahme

Ihre Anfrage haben wir dankend erhalten.

Nach Priifung der Unterlagen teilen wir Thnen mit, dass sich im Plangebiet
derzeit keine von der 50Hertz Transmission GmbH betriebenen Anlagen
befinden. Dazu zdhlen z. B. Hochspannungsfreileitungen und -kabel,
Umspannwerke, Nachrichtenverbindungen sowie Ver- und Entsorgungs-
leitungen.

Diese Stellungnahme gilt nur fiir den angefragten rdumlichen Bereich sowie
ggf . externe Fldchen fiir Ausgleichs- und Ersatzmafinahmen und nur fiir die
Anlagen der 50Hertz Transmission GmbH.

Hinweis zur Digitalisierung

Fiir eine effiziente Identifizierung der (Nicht-) Betroffenheit bitten wir bei
kiinftigen Beteiligungen nach Moglichkeit um Ubersendung der
Plangebietsfldche(n) sowie eventueller externer Ausgleichs- und
Ersatzmafinahmen in einem standardisierten und georeferenzierten
Geodatenaustauschformat (vorzugsweise als KML-Datei oder im SHP-
Format inkl. PRJ-Datei).

Kenntnisnahme.
Keine weitere Abwdgung erforderlich.

11. Stromnetz Berlin GmbH, Immobilienmanagement; Stellungnahme vom 09.06.2026 (DiPlan ID-Nr.: 1025)

Stellungnahme (Behérde/ToB)

Auswertung / Abwdgung der Stellungnahme

Den oben genannten Entwurf zum Bebauungsplan haben wir geprift und
nehmen dazu Stellung.

Kenntnisnahme.
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Gebiet befinden Mittel- und
Niederspannungsanalgen der Stromnetz Berlin GmbH. Einen Plan mit den

In dem betrachteten sich  Hoch-,

vorhandenen Anlagen erhalten Sie beiliegend zu diesem Schreiben.

Die 110kV-Hochspannungskabel liegen im offentlichen Strafienland.
Sollten fiir den Verbau z.B. Riickanker erforderlich sein wenden Sie sich zur
Abstimmung und Zustimmung an den zustdndigen Fachbereich:
leitungsanfrage.hochspannung@stromnetz-berlin.de

Sofern fiir die geplante Bebauung Kabelumlegungsarbeiten notwendig
werden wenden Sie sich bitte an das Postfach
kabelumverlegung@stromnetz-berlin.de

unter Nennung des Sachverhalts und der Adresse.

In dem angegebenen Bereich sind weitere Anlagen geplant, die Planung
der Stromnetz Berlin GmbH ist jedoch noch nicht abgeschlossen. Uber
Planungen oder Trassenfiihrungen fiir die Versorgung méglicher Kunden
nach der Bebauung kénnen wir zurzeit keine Aussage treffen.

vom 28.07.2025 die
ibergegebenen Planunterlagen im Rahmen der frithzeitigen Beteiligung

Unsere Stellungnahme sowie von |hnen

sind weiterhin verbindlich.
Bei Riickfragen zu laufenden Projekten und der technischen Planung

wenden Sie sich bitte an das Postfach
Projekte.bpl@stromnetz-berlin.de

Bitte nennen Sie hierbei die Registriernummer - und die Adresse des

Plangebietes.

Der Leitungsbestand befindet sich ausweislich des der Stellungnahme

beigefiigten Lageplans innerhalb der festgesetzten offentlichen
Straf3enverkehrsfldchen.

Die beigefligten Hinweise werden zur Kenntnis genommen und an die
Grundstiickseigentiimerin weitergeleitet. Sie betreffen nicht die Ebene der
verbindlichen Bauleitplanung, sondern sind auf der nachfolgenden

Planungs- und Genehmigungsebene zu beriicksichtigen.
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Die beigefiigte ,,Richtlinie zum Schutz von 1-110kV Kabelanlagen®, die
Richtlinie zum Schutz von Freileitungsanlagen 1kW, 110kV“ und die
,Richtlinie zum Schutz von Anlagen der Offentlichen Beleuchtung des
Landes Berlin® sind zu beachten.

Anlagen:
- Lageplan
- div. Richtlinien

12. Senatsverwaltung fiir Finanzen Berlin, Abteilung | - Vermdgen und Beteiligungen | G 18 (Liegenschaftswesen); Stellungnahme vom 27.05.2026
(DiPlan ID-Nr. 1014)

Stellungnahme (Behdrde/T6B) Auswertung / Abwdgung der Stellungnahme
Hinsichtlich des o.g. Bebauungsplanes bestehen seitens der | Kenntnisnahme.
Senatsverwaltung fiir Finanzen im Grundsatz keine Bedenken. Keine weitere Abwdgung erforderlich.

13. SenWGP (vormals SenWGPG), Abt. IV (AuBBeruniversitédre Forschung und Charité) und V (Hochschulen); Stellungnahme vom 05.06.206 (DiPlan ID-
Nr.1021)

Stellungnahme (Behdrde/T6B) Auswertung / Abwégung der Stellungnahme
Fehlanzeige Kenntnisnahme.
Keine weitere Abwdgung erforderlich.

14, Senatsverwaltung fiir Wirtschaft, Energie und Betriebe ZSF 4, SenWiEnBe; Stellungnahme vom 28.05.2026 (DiPlan ID-Nr.: 1016)

Stellungnahme (Behérde/ToB) Auswertung / Abwédgung der Stellungnahme
Fehlanzeige Kenntnisnahme.
Keine weitere Abwdgung erforderlich.
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15. Senatsverwaltung fiir Kultur und Gesellschaftlichen Zusammenhalt; Stellungnahme vom 13.05.2026 (DiPlan ID-Nr. 1002)

Stellungnahme (Behdrde/ToB) Auswertung / Abwdgung der Stellungnahme

Fehlanzeige Kenntnisnahme.
Keine weitere Abwdgung erforderlich.

16. SenStadt - Landesdenkmalamt Berlin, LDA 2 TOB; Stellungnahme vom 17.06.2026 (DiPlan ID-Nr.: M1039)

Stellungnahme (Behérde/ToB) Auswertung / Abwdgung der Stellungnahme
Zu o.g. Verfahren sende ich lhnen unsere Stellungnahme als pdf. Kenntnisnahme.

Die Zustimmung wird zur Kenntnis genommen. Die Hinweise werden durch
Die o.g. Planung beriihrt Belange von Denkmalschutz und Denkmalpflege. | redaktionelle Uberarbeitung der Begriindung weitgehend aufgenommen.
Wir verweisen dazu grundsdtzlich auch auf unsere bisherigen Stellung-
nahmen und unsere Beteiligung im vorbereitenden Werkstattverfahren.

Die Denkmale der Umgebung sind in der Begriindung noch nicht ganz
korrekt genannt:

®Zur Gesamtanlage 09050339 gehoért neben  dem  ehem.
Straflenbahndepot auch ein Wohnhaus mit Riickgebduden in der
Wiebestrafle 39.

® Das Baudenkmal 09050304 befindet sich nicht im zuvor genannten
Denkmalbereich 09050365,T, sondern ist ein eigenstdndiges Denkmal im
Sliden des Plangebiets.

® Zur Verdeutlichung der Lagebeziehungen der benachbarten Denkmale
wdre ein Ausschnitt aus der Denkmalkarte sinnvoll.

Der letzte Satz in Abschnitt A Il 1 7 (,,Durchgreifende Hindernisse...“) wirkt in
diesem Informationskapitel zu den rechtlichen und rGumlichen Rahmen-
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bedingungen deplatziert; entsprechende wertende Aussagen sollten besser
z.B. im Abschnitt zur Abwdgung in VII 1 6 verortet werden.

Nach §10 DSchG Bln darf die unmittelbare Umgebung eines Denkmals,
soweit sie fiir dessen Erscheinungsbild von wesentlich prdgender Bedeutung
ist, durch Errichtung oder Anderung baulicher Anlagen, durch die
Gestaltung der unbebauten offentlichen und privaten Fldchen oder in
anderer Weise nicht so verdndert werden, dass die Eigenart und das
Erscheinungsbild des Denkmals wesentlich beeintrachtigt werden.

Der zugrundliegende architektonische Entwurf aus dem von uns begleiteten
Werkstattverfahrens wird mit Blick auf das benachbarte ehem. Tramdepot
und die Denkmale in der Umgebung denkmalfachlich grundsdtzlich
mitgetragen.

Im vorliegenden Entwurf des Bebauungsplanes wurde nun die Hohe des
Baukodrpers an der Wiebestrafle, ebenso wie die des Baukdrpers im
Siidosten, um mehr als 7m bzw. zwei Geschosse erhéht. Jedoch mit Blick
auf die Ecklésung an der Huttenstrafle / Wiebestrafle und die weiterhin
iberschaubare Fassadenldnge des Baukdrpers an der Wiebestrafle bleibt
der Bau insgesamt noch unter der Schwelle einer wesentlichen

Beeintrachtigung.
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17. Senatsverwaltung fiir Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen, | B; Stellungnahme vom 09.06.2026 (DiPlan ID-Nr.: 1005)

Stellungnahme (Behérde/ToB)

Auswertung / Abwdgung der Stellungnahme

Ihr Schreiben Stadt 1 205 vom 11.05.2026, hier eingegangen am
18.05.2026.

Aufgrund der origindren Zustdndigkeit des Referats | B fiir die vorbereitende
Bauleitplanung (Nr. 8 Abs. 2 ZustKatAZG i.V.m. § 51 LOG BE) und in
fachlicher Abstimmung mit dem Referat | A Guf3ere ich mich zur Abstimmung
der Bauleitplanung wie folgt:

1. Entwicklung aus dem Flachennutzungsplan und Beachtung der regional-
planerischen Festlegungen (textliche Darstellung 1)

Die Festsetzungen sind aus der Darstellung gewerbliche Baufldche im FNP
Berlin als Regelfall entwickelbar. Die regionalplanerische Festlegung Z 1.2
wird beachtet.

2. Ubereinstimmung mit Stadtentwicklungspldnen (auBer Verkehr) und
sonstigen eigenen thematischen und teilrdumlichen Entwicklungsplanungen

StEP Wirtschaft 2040:

Der  Geltungsbereich des  Bebauungsplans liegt in  einem
Entwicklungsgebiet fiir den produktionsgeprégten Bereich (EpB) des
Stadtentwicklungsplans (StEP) Wirtschaft 2040. Die Nachverdichtung des
Standortes fiir ein Industrieunternehmen steht im Einklang mit den Zielen des
StEP Wirtschaft und ist ausdriicklich zu begriifien.

Kenntnisnahme.
Keine weitere Abwdgung erforderlich.
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18. Senatsverwaltung fiir Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen, Abteilung Il A (innere Stadt und Hauptstadtangelegenheiten; Stellungnahme vom

08.06.2026 (DiPlan ID-Nr.: 1022)

Stellungnahme (Behérde/ToB)

Auswertung / Abwdgung der Stellungnahme

Ich bedanke mich fiir die Beteiligung am Bebauungsplanverfahren 1-124
und nehme zu dem von mir zu vertretenden Belang Hochhausleitbild fiir
Berlin Stellung.

Die Planungsgrundsdtze Qualitét und Wettbewerb des Hochhausleitbildes
kénnen aufgrund der Durchfilhrung des 2-stufigen konkurrierenden
Auswahlverfahrens zundchst als erfiillt gelten. Allerdings fehlen in der
Planbegriindung noch konkrete Ausfiihrung dazu, wie die Umsetzung des
ausgewdhlten Entwurfs (Biiro Max Dudler) verbindlich gesichert werden soll.
Dies kann allein durch die Festsetzungen im Bebauungsplan nicht
hinreichend detailliert fixiert werden. Eine verbindliche Regelung im
abzuschliefBenden stddtebaulichen Vertrag, ergénzt durch Plananhdnge,

welche die wesentlichen Entwurfsmerkmale dokumentieren, sollte erfolgen.

sind

Der Planungsgrundsatz Partizipation kann mit der

Die
nachvollziehbar.
Offentlichkeitsveranstaltung zu den Ergebnissen des Auswahlverfahrens

Ausfiihrungen  zum  Planungsgrundsatz ~ Kompensation

sowie  den gesetzlich normierten Beteiligungsschritten im

Bebauungsplanverfahren als ausreichend beriicksichtigt gelten.
Gemdf3  Planungsgrundsatz  Bebauungsplan sollte vorzugsweise ein
vorhabenbezogenes Bebauungsplanverfahren durchgefiihrt werden. In der
Planbegriindung wird nicht erldutert, warum stattdessen ein Angebots-

Bebauungsplan aufgestellt wird, obwohl die wesentliche Voraussetzung fiir

Kenntnisnahme.

Wird teilweise beriicksichtigt.

der
Siegerentwurf der stddtebaulich-hochbaulichen Fachwerkstatt von Max
Dudler Architekten die Grundlage fiir die architektonische Umsetzung des
Vorhabens bildet.

Im stddtebaulichen Vertrag wird verbindlich vereinbart, dass

Kenntnisnahme
Keine weitere Abwdgung erforderlich.

Kenntnisnahme.

Die im Vorfeld getroffene Entscheidung fiir die Durchfiihrung des
Bebauungsplanverfahrens als ,,Angebotsbebauungs-plan® erfolgte in erster
Linie aus zeitlichen Gesichtspunkten. Ziel der Aufstellung war, mdglichst
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ein vorhabenbezogenes Verfahren - hinreichend konkretisiertes Vorhaben
und ein Eigentiimer/Vorhabentréger, der grundsdtzlich bereit und in der
Lage ist, das Vorhaben innerhalb einer bestimmten Frist durchzufiihren -
vorliegen.

Zum Planungsgrundsatz Nachhaltigkeit wird ausgefiihrt, dass die Bauherrin
beabsichtige, eine Bebauung mit hohem &kologischem Standard zu
errichten. Das Gebdude
Nachhaltigkeitsanforderungen entsprechen. Eine Zertifizierung nach LEED-
Platin werde daher angestrebt. Gemaf3 Neuem Hochhausleitbild 2025 sind
Hochhausvorhaben nach einem bei der Deutschen Akkreditierungsstelle

neue solle etablierten

registrierten Nachhaltigkeitsbewertungssystem zu zertifizieren. Dabei ist
,Gold“ der DGNB oder
gleichwertige Auszeichnungsstufe eines anderen Bewertungssystems zu
erreichen. Es sollte gepriift werden, ob die hier beabsichtigte Zertifizierung

mindestens die Auszeichnungsstufe eine

diesen Anforderungen entspricht. Auflerdem sollte die Zertifizierung durch
eine entsprechende Regelung im stddtebaulichen Vertrag verbindlich
gesichert werden.

Im Hochhausleitbild fiir Berlin (Kap. 5.3.4, S. 62) wird dargelegt, dass bei
Hochhausvorhaben in gréf3eren, rein gewerblich oder industriell genutzten
Gebietszusammenhdngen bereits aus planungsrechtlichen Griinden und
wegen zu erwartender erheblicher Nutzungskonflikte (Immissionsbe-
lastungen) eine Durchmischung mit Wohnen und Wohnfolgeeinrichtungen in

aller Regel nicht in Betracht kommen wird. Insofern ist nachvollziehbar, dass

schnell Baurecht fiir das von Siemens Energy geplante Vorhaben zu
schaffen. Zu Beginn des Verfahrens war nicht absehbar, ob die notwendige
die vorhabenbezogenen
Bebauungsplan erforderlich ware, innerhalb des in Aussicht genommenen
da zundchst
konkurrierendes Auswahlverfahren durchgefiihrt werden sollte.

Planungstiefe des Vorhabens, fir einen

Zeitrahmens realistisch erreichbar sein konnte, ein

Wird nicht beriicksichtigt.

Siemens Energy beabsichtigt die Errichtung eines Gebdudes, dass sich an
den Nachhaltigkeitskriterien géngiger Zertifizierungsstellen orientiert. Eine
Regelung im stddtebaulichen Vertrag wird fiir entbehrlich erachtet.

Kenntnisnahme.
Keine weitere Abwdgung erforderlich.
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dem Planungsgrundsatz  Multifunktionalitdt in dem hier geplanten
Gewerbegebiet nicht durch eine Mischnutzung mit Wohnen oder
wohnaffinen Nutzungen entsprochen werden kann.

In diesem Zusammenhang wird im Hochhausleitbild jedoch auch | Wird teilweise beriicksichtigt.

ausgefiihrt, dass flir Hochhduser mit unmittelboarem Anschluss an den | Im stddtebaulichen Vertrag wird eine Regelung ergénzt, die eine offentliche
offentlichen Raum auch bei ansonsten rein gewerblicher Nutzung eine | Nutzbarkeit des zur Realisierung beabsichtigten Cafés in Aussicht stellt,
offentlich zugdngliche Erdgeschossnutzung anzustreben ist. Da das | sofern eine Vereinbarkeit mit den betrieblichen Erfordernissen,
Hochhaus unmittelbar an der Sickingen Strafle errichtet werden soll, sollte | insbesondere Sicherheitserfordernissen, gewdhrleistet ist.

gepriift werden, ob Sicherheitsaspekte bei einer Nutzung, die vor allem
Biiro- und Verwaltungszwecken dienen soll, tatsdchlich so schwerwiegend
sein kénnen, dass die Planungsgrundsdtze offenes Erdgeschoss und offenes
Dachgeschoss in keiner Weise beriicksichtig werden kénnen.

19. Senatsverwaltung fiir Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen, SenStadt - WBL Wohnungsbauleitstelle; Stellungnahme vom 10.06.2026 (DiPlan
ID-Nr.: 1029)

Stellungnahme (Behdrde/T6B) Auswertung / Abwédgung der Stellungnahme
Fehlanzeige Kenntnisnahme.
Keine weitere Abwdgung erforderlich.
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20. Senatsverwaltung fiir Mobilitat, Verkehr, Klimaschutz und Umwelt, Umwelt- und Klimaschutzpolitik, Kreislaufwirtschaft und Immissionsschutz,
Abteilung | C und I D (Immissionsschutz); Stellungnahme vom 18.06.2026 (DiPlan ID-Nr.: 1040)

Stellungnahme (Behérde/ToB)

Auswertung / Abwdgung der Stellungnahme

Sie erhalten die Stellungnahmen der Referate | C und | D der SenMVKU, die
sich auf die gesetzlichen Grundlagen der §§ 4 ff BImSchG und §§47 ff.
BImSchG stiitzten.

Luftreinhalteplanung

Die neue EU-Luftqualitatsrichtlinie 2024/2881 wird voraussichtlich im
Dezember 2026 durch eine Novellierung der 39. BImSchV in deutsches
Recht iberfihrt. In  diesem Zuge werden die aktuellen
Jahresmittelgrenzwerte demnach auf 20 pg/m?® fir NO2 und PM10 sowie
auf 10 pg/m? fiir PM2,5 deutlich abgesenkt. Diese neuen Grenzwerte sind
ab dem Jahr 2030 berlinweit einzuhalten; bis dahin gelten weiterhin die
derzeit bestehenden Grenzwerte.

Allerdings entfalten EU-Richtilinien eine sogenannte Vorwirkung, sodass die
ab 2030 geltenden Grenzwerte bereits jetzt in der Bauleitplanung zu
beachten sind - auch dann, wenn die verscharften Grenzwerte formal noch
nicht in deutsches Recht umgesetzt sind.

Ein Eingreifen ware erforderlich, wenn das Vorhaben ursdchlich fiir eine
erstmalige oder weitergehende Grenzwertiiberschreitung ab 2030 wdre
(etwa durch eine erhebliche Zunahme des Verkehrsauftkommens oder durch
eine Heizungsanlage, die selbst zu einer Uberschreitung fiihrt) und diese auf
dem Wege der Luftreinhalteplanung voraussichtlich nicht mehr behoben

Kenntnisnahme.
Keine weitere Abwdgung erforderlich.

Wird beriicksichtigt.
Die Begriindung wird redaktionell fortgeschrieben.
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werden kann. In einem solchen Fall miisste das B-Plan-Verfahren auf die
Luftschadstoffsituation reagieren, indem Festsetzungen Zu
Abhilfemaf3nahmen aufgenommen, bauliche Strukturen verdndert und im
Extremfall von bestimmten Vorhaben Abstand genommen wird.

1-124:

Auf Grundlage der aktuellen Luftbelastung im Untersuchungsgebiet des B-
Plans 1-124 ist eine Uberschreitung der kiinftigen PM-Grenzwerte bereits
ohne das geplante Vorhaben wahrscheinlich. Unserer Einschdtzung nach
sollte das B-Plan-Vorhaben jedoch nicht zu neuen erheblichen
Belastungsschwerpunkten fiihren, die nicht mit den Mitteln der
Luftreinhalteplanung gelést werden kénnen.

Es ist im vorliegenden Fall ausreichend in der Abwdgung darzulegen, dass
im Hinblick auf die zukiinftigen Grenzwerte der 39. BImSchV, die ab dem
01.01.2030 einzuhalten sind, keine unzumutbaren erstmaligen oder
weitergehenden Uberschreitungen durch das B-Plan-Vorhaben verursacht
werden und dass bestehende Uberschreitungen im Rahmen der
Luftreinhalteplanung geldst werden kdnnen.

Larmminderungsplanung

Keine weiteren Hinweise.

Larmschutz, Luftreinhaltung, Elektiromagnetische Felder und Storfall sowie
baubedingte Erschiitterungen bei nach BImSchG

genehmigungsbediirftigen Anlagen

Kenntnisnahme.
Keine weitere Abwdgung erforderlich.

Kenntnisnahme.
Keine weitere Abwdgung erforderlich.
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Die Belange sind von der B-Planung nicht betroffen.

Larmschutz

Es wurde ein schalltechnisches Gutachten im B-Planverfahren vorgelegt.
Das Gutachten schldgt zur Vermeidung von Immissionskonflikten vor, ein
Entstehen von Immissionsorten im Geltungsbereich durch die Ausbildung
geschlossener Fassadenfronten (nicht 6ffenbare Fenster) zu verhindern.
Dem wird gefolgt und dies in dem Plan durch entsprechende Festsetzungen
umgesetzt. Folglich sind im Geltungsbereich keine Immissionsorte
vorhanden, die sich im Einwirkungsbereich der zwei benachbarten nach
BImSchG genehmigungsbediirftige Anlagen der Siemens Energy Global

GmbH & Co. KG befinden wiirden.

Kenntnisnahme.
Keine weitere Abwdgung erforderlich.

21. Senatsverwaltung fiir Mobilitdt, Verkehr, Klimaschutz und Umwelt, Abteilung Il / Referat Il D 44- Gewdsserschutz (Wasserbehérde)

Stellungnahme vom 12.06.2026 (DiPlan ID-Nr.: 1033)

Stellungnahme (Behérde/ToB)

Auswertung / Abwdgung der Stellungnahme

Anbei erhalten Sie unsere Stellungnahme als pdf-Datei.
Fiir Riickfragen stehen wir gerne zur Verfligung.

Zu dem o. g. Planentwurf nehme ich fiir das Referat Il B (Wasserwirtschaft,
Wasserrecht und Geologie), Referat |l D (Gewdsserschutz) sowie fiir die
Stabsstelle || GT (Tiefe Geothermie) wie folgt Stellung:

1 Belange der Wasserwirtschaft

Ein Fachgutachten zur Entwdsserung liegt bislang nicht vor, sodass keine
Bewertung der Entwdsserung moglich ist. Die Entwdsserung kann folglich

Kenntnisnahme.
Keine weitere Abwdgung erforderlich.

Ist bereits beriicksichtigt.
Ein Konzept fiir die Regenwasserbewirtschaftung liegt fiir das Plangebiet
zwischenzeitlich vor. In ihm wird der Nachweis erbracht, dass eine
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nicht als gesichert betrachtet werden. Es gelten weiterhin die

Wasserwirtschaftlichen Inhalte der Stellungnahme vom 01.08.2025.
2 Belange des Regenwassermanagements

Ein Fachgutachten mit Entwésserungskonzept oder detailliertere Angaben
zur Niederschlagsentwdsserung liegen (noch) nicht vor. Die Stellungnahme
vom 01.08.2025 hat somit weiterhin Bestand.

3 Belange der Tiefen Geothermie

Seitens der Stabstelle || GT (Tiefe Geothermie) gibt es keine Bedenken oder
Anmerkungen.

4 Sonstige fachliche Informationen oder rechtserhebliche Hinweise
e Hinweise zur Uberfluiungsvorsorge

Es wird weiterhin empfohlen, zum Schutz vor Uberflutung bei Starkregen
einen Uberflutungsnachweis nach DIN 1986-100 zu fiihren. Das
Regenwasser ist schadlos auf den Grundstiicken des Plangebietes
zuriickzuhalten und darf nicht in den Straflen-raum oder in angrenzende
Grundstiicke entlastet werden bzw. zu Schdden bei Dritten fiihren.

¢ Hinweise zu bauzeitlichen Grundwasserbenutzungen

Hinsichtlich des mit der Planung verbundenen Ziels zur Errichtung eines
zusammen-hdngenden Biiro- und Forschungsgebdudes mit drei vertikalen
Hochpunkten von bis zu 103 Metern, wird auf das Merkblatt Grundwasser-
benutzungen bei BaumaBnahmen im Land Berlin [1] verwiesen.

[1] https://www.berlin.de/sen/uvk/_assets/umwelt/wasser-und-
geologie/publikationen-und-merkblaetter/merkblatt_gw-benutzungen.pdf

regelkonforme Bewirtschaftung der Niederschldge, insbesondere unter den
Maflgaben der BReWa-BE mdglich ist. Damit ist die Vollziehbarkeit des
der
werden.

Bebauungsplans kénnen im Rahmen
nachfolgenden
Festsetzungen im Bebauungsplan sind vor diesem Hintergrund nicht

erforderlich.

Detailfragen
und Verfahrensebenen

gesichert.

Planungs- geklart

Kenntnisnahme.
Keine weitere Abwdgung erforderlich.

Ist bereits beriicksichtigt.
Ein Uberflutungsnachweis ist Bestandteil des o.g. Gutachtens.

Kenntnisnahme.

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Sie betreffen nicht die Ebene
der verbindlichen Bauleitplanung, sondern nachfolgende Ebenen. Die
Grundstiickseigentiimerin wurde iiber die Hinweise informiert.
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Des Weiteren wird darauf hingewiesen, dass eine Grundwasserabsenkung
mit einer Tiefe von (ber 2 Metern einen massiven Eingriff in das
Grundwasser darstellt; daher ist zu priifen, ob eine grundwasserschonende
Bauweise realisiert werden kann.

¢ Hinweis- und Merkblatter

Die relevanten Hinweisblatter [2] der SenMVKU zur Antragstellung finden
sich hier:

[2] https://www.berlin.de/sen/uvk/umwelt/wasser-und-
geologie/merkblaetter/

22. Senatsverwaltung fiir Mobilitdt, Verkehr, Klimaschutz und Umwelt, 111 B 1 (Landschaftsprogramm); Stellungnahme vom 12.06.2026 (DiPlan ID-Nr.:

M1036)

Stellungnahme (Behérde/ToB)

Auswertung / Abwdgung der Stellungnahme

Auf Grundlage der verfligbaren Unterlagen nehme ich aus Sicht der Gruppe
SenMVKU Il B 1 (Landschaftsplanung) wie folgt Stellung:

Die Ausfiihrung des B-Plan-Entwurfs wird grundsatzlich begriifit, da es sich
um eine sinnvolle Nachverdichtung handelt.

Positiv gewertet werden insbesondere die Umsetzung des BFF sowie die
Maf3nahmen hinsichtlich Vogelschlag und Beleuchtung.

Wiinschenswert fiir den stddtebaulichen Vertrag wéren die Aufnahme von
Baumpflanzungen (Stichwort Aufenthaltsqualitat fiir Mitarbeitende) und eine

wasserdurchldssige  Ausgestaltung der  Bodenbelage  (Stichwort

Kenntnisnahme.
Keine weitere Abwdgung erforderlich.

Wird nicht beriicksichtigt.

Der Bebauungsplan lasst grundsdtzlich eine Unterbauung des Plangebiets
auf 90 % der Flache zu. Eine Ausnutzung der Festsetzung erschwert
Baumpflanzungen, da ggf. nicht gewdhrleistet ist, dass ausreichend grofle
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Schwammstadt bzw. Regenwassermanagement) innerhalb der neu | und vom Standort her geeignete nicht unterbaute Fldchen verbleiben.
geschaffenen Freifldchen. Wasserdurchldssige Beldge sind in einem Gewerbegebiet auf Grund des
Bodenschutzes und des ggf. erfolgenden Umgangs  mit
wassergefdhrdenden Stoffen nicht empfehlenswert bzw. unzuldssig. Ein
Regenentwdsserungskonzept, das die Vorgaben der BReWa-BE
berlicksichtigt liegt zwischenzeitlich vor.

23. Senatsverwaltung fiir Mobilitat, Verkehr, Klimaschutz und Umwelt; Oberste Naturschutzbehdrde Il B 2-22; Stellungnahme vom 03.06.2026
(DiPlan ID-Nr. M1019)

Stellungnahme (Behdrde/T6B) Auswertung / Abwdgung der Stellungnahme
Ich bedanke mich fiir die Beteiligung gem. § 4 Abs. 2 BauGB zum unten- | Kenntnisnahme.

stehenden Bebauungsplan. Nach Uberpriifung der Lage des | Keine weitere Abwdgung erforderlich.
Geltungsbereichs kann ich lhnen fiir die Belange meiner Gruppe SenMVKU
[1IB2 (Schutzgebiete, Unterschutzstellungen, Schutzgebietsmanagement)
Fehlanzeige melden.

Die Berliner Schutzgebietskategorien (Landschaftsschutzgebiete und
Naturschutzgebiete sowie die europdischen Natura20000-Gebiete) liegen
in ausreichender Entferndung zu den B-Plan-Grenzen, so dass die Belange
meiner Gruppe durch den hier in Rede stehenden B-Plan nicht beriihrt sind.

Eine allgemeine Fehlanzeige iiber DiPlan ist meines Erachtens nicht
moglich, daher sende ich lhnen diese hiermit zu.

Bei Riickfragen kénnen Sie/kannst Du mich gerne per E-Mail oder
telefonisch kontaktieren.
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24. Senatsverwaltung fiir Mobilitat, Verkehr, Klimaschutz und Umwelt, Oberste Naturschutzbehdrde Ill B /Naturschutz, Landschaftsplanung, Forstwesen

Il B 4; Stellungnahme vom 15.06.2026 (DiPlan ID-Nr.: M1038)

Stellungnahme (Behérde/ToB)

Auswertung / Abwdgung der Stellungnahme

Aufgrund der Uberlastung der Gruppe Artenschutz kann aktuell keine
Stellungnahme zum vorliegenden und im Betreff genannten Ersuchen
abgegeben werden. Die eingereichten Unterlagen wurden daher nicht
gepriift.

Es wird ausdriicklich darauf hingewiesen, dass sich aus der ausbleibenden
Stellungnahme keine Aussage Ulber das Vorliegen oder Nichtvorliegen

artenschutzrechtlicher Belange oder Bedenken ableiten |dsst.

Wir bitten um Verstdndnis.

Kenntnisnahme.
Keine weitere Abwdgung erforderlich.

25. Senatsverwaltung fiir Mobilitdt, Verkehr, Klimaschutz und Umwelt; Abt. IV B; Stellungnahme vom 23.06.2026 (DiPlan ID-Nr.: M1040)

Stellungnahme (Behérde/ToB)

Auswertung / Abwdgung der Stellungnahme

Sehr geehrte Frau Kriiger,

im Rahmen der o.g. Beteiligung fiir den Bebauungsplanentwurf 1-124
nehme ich beziiglich lhres Stellungnahmeersuchens vom 11.05.2026
hinsichtlich des Aufgabenbereiches der Senatsverwaltung fiir Mobilitat,
Verkehr, Klimaschutz und Umwelt (SenMVKU), Abteilung IV und VI wie folgt
Stellung:

Gegen den Bebauungsplan 1-124 bestehen aus Sicht von SenMVKU, IV A
abwdgungsrelevante Bedenken und weiter Hinweise mit der Bitte um
Beachtung. Im Folgenden die Erlduterungen.

Kenntnisnahme.
Keine weitere Abwdgung erforderlich.
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Hinweis: Die Bedenken gelten entsprechend fiir die Begriindung.

1. verkehrlichen Untersuchung (VU):

Seite 14: Eine VU dient dem Nachweis der gesicherten verkehrlichen
Erschlieflung eines Vorhabens. In der gegenstédndigen VU werden jedoch
lediglich die verkehrlichen Auswirkungen von 13.325 m? BGF von
insgesamt 30.000 m? BGF untersucht. Uber 50% der Vorhabenplanung
nicht zu berlicksichtigen ist nicht plausibel. Entsprechend ist der Nachweis
der verkehrlichen Erschlief3ung nicht erbracht. Die VU ist diesbeziiglich zu
iiberarbeiten. Entsprechende Annahmen sind mit SenMVKU IV A
abzustimmen.

VU Seite 30: Zur Bewertung der verkehrlichen Erschlief3ung im ruhenden
Verkehr ist die Auslastung des Parkhauses bzw. sind die ,,Belegungszahlen
des Parkhauses” entsprechend darzustellen sowie die freien Kapazitdten
und das Angebot zu benennen.

Unter Beriicksichtigung des Vorhabens ist die resultierende Nachfrage im
ruhenden Verkehr in einer Bilanzierung darzustellen.

Um dringende Abstimmung mit SenMVKU IV A wird gebeten.

2. Redaktionelle Anmerkungen und Hinweise mdB um Beriicksichtigung:
2.1. Verkehrsuntersuchung

VU Seite 12, Tabelle 1: In der Tabelle muss es Prognose gem. dem VMB
20235 anstatt maf3gebender Belastung heif3en.

Wird teilweise beriicksichtigt.

Die planungsrechtlichen Auswirkungen eines Bebauungsplans sind immer
in Verbindung mit dem geltenden Planungsrecht zu ermitteln und zu
bewerten (§ 2a Nr. 1 BauGB). Das geltende Planungsrecht kénnte
jederzeit durch den Grundstiickseigentimer ausgenutzt werden. Insofern
ergibt sich die jeweilige Auswirkung einer Festsetzung grundsdtzlich aus
der Differenz zwischen dem geltenden und dem beabsichtigten
Planungsrecht. Dies gilt auch fiir die Verkehrserzeugung.

Es ist zudem keinesfalls davon auszugehen, dass einem Vorhaben,
welches auf der Grundlage des geltenden Planungsrechts zur
Genehmigung eingereicht wiirde, diese mangels vorliegender
ErschliefBung verwehrt wiirde.

Ungeachtet dessen wird in der VU eine mit der Fachbeh&rde abgestimmte
projektbezogene Verkehrsermittlung und Auswirkungsanalyse ergdnzt.
Diese ist jedoch nicht Gegenstand der Abwdgung im Bebauungsplan.

Wird beriicksichtigt.
Es erfolgt eine Uberarbeitung der VU und eine redaktionelle Ergénzung
der Begriindung.

Wird beriicksichtigt.
Es erfolgt eine Uberpriifung der Hinweise durch den Verkehrsgutachter und
soweit erforderlich eine Beriicksichtigung bei der Uberarbeitung der VU.
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VU Seite 13: Anstatt ,Hafen“ muss es Verladerampe Neues Ufer/
Huttenstrafle heif3en.

VU Seite 14: Anstatt Bruttogeschossfldche muss es Bruttogrundfldche
heif3en.

VU Seite 15: Zum besseren Verstdndnis miissen die Erlduterungen zur
Gastronomie (vgl. Tab. 14) im Text beriicksichtigt werden.

Begriindung Seite 11: Der Absatz zur M10-Verldngerung (Turmstraf3e I1) ist
doppelt enthalten.

2.2. LSA

Betroffen ist im Wesentlichen die Lichtsignalanlage (LSA) 17050
Beusselstraf3e / SickingenstrafBe - Siemensstrafie. Gemaf3 der HBS-
Bewertung im Rahmen des Verkehrsgutachtens ist die LSA bereits im
Bestand nicht leistungsfahig (QSV F). Das Bauvorhaben erhéht zwar die
Verkehrsbelastung an dem Knotenpunkt, allerdings nur in duf3erst
geringem Umfang (Friihspitze 0,9%, Spatspitze 0,5%). Mafinahmen zur
Anpassung der LSA lassen sich daher nicht durch das Bauvorhaben
rechtfertigen. Weiterhin ist die LSA mit einer verkehrsabhdngigen
Steuerung ausgestattet. Diese kann Freigabezeiten umverteilen, sodass
sich im Betrieb ein leistungsfdhigerer Zustand einstellen kann, als es die
betrachtete Festzeitsteuerung erlauben wiirde. Da jedoch keine
etablierten Verfahren zur Bewertung von VA-Steuerungen vorliegen, |&sst
sich dieser Effekt nicht objektiv berlicksichtigen. Bei der unter Pkt. 1
dargestellten Bedenken und der Erbringung eines neuen Nachweises zur
Verkehrlichen Erschlief3ung ist mit dem Knotenpunkt abzugleichen und
wenn erforderlich neu zu bewerten.

Wird beriicksichtigt.
Redaktionelle Uberarbeitung der Begriindung.

Wird nicht beriicksichtigt.

Die Anmerkung wird zur Kenntnis genommen. Der Umgang zu den
Hinweisen aus Punkt 1 ist dort zu entnehmen. Daraus ergibt sich kein
Anpassungsbedarf.
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2.3. Luftrechtliche Stellungnahme (Hindernisrecht/Anlagenschutz):
2.3.1. Hindernisrecht (§§ 12 bis 17 LuftVG)

Der Standort der vorgesehenen Bebauung liegt aufBerhalb eines
Bauschutzbereiches (BSB).

Gleichwohl diirfen im Rahmen der Regelung des § 14 LuftVG in diesem
Bereich Bauwerke, die eine Hohe von 100 m liber Grund lberschreiten,
erst nach Zustimmung durch die Luftfahrtbehérde errichtet werden. Dies
gilt im gleichen Maf3e u.a. auch fiir Bauhilfsmittel, wie beispielsweise
Krdne.

2.3.2. Anlagenschutz (§ 18a LuftvVG)

Nach Priifung der Unterlagen sind am Standort unter Zugrundelegung der
Angaben aus der Begriindung (vgl. S. 39) Bauvorhaben mit Héhen bis
70,00 m liber Geldnde vorgesehen. Unter Zugrundelegung dieser
Festsetzung sind die Flugsicherungsanlagen Berlin-Tegel ASR PSP+Mode
S [TGL] - [TGL-PRADA] PSR und Berlin-Tegel ASR PSP+Mode S [TGL] -
TGL-SRADA SSR betroffen. Es wurde daher eine sog. Planungsanfrage als
Trager offentlicher Belange beim Bundesaufsichtsamt fiir Flugsicherung
BAF toolmaflig veranlasst.

Ob Flugsicherungsanlagen durch die im B-Plan vorgesehene Bebauung
gestort werden konnen, priift das Bundesaufsichtsamt fiir Flugsicherung
BAF in eigener Zustdndigkeit. Die Entscheidung des BAF zum
Anlagenschutz gem. § 18a LuftVG geht direkt dem anfragenden
Bezirksamt Mitte von Berlin/Stadtentwicklungsamt Stadt 1 205/Miillerstr.
146/13353 Berlin zu.

Die Entscheidung des BAF zum § 18a LuftVG ist abzuwarten.

Es ist in der Unterlage nicht ersichtlich, ob es eine Zustimmung des BAF zu
der festgesetzten Héhe von 108 m iiber NHN gibt.

Kenntnisnahme.
Keine weitere Abwdgung erforderlich.

Kenntnisnahme.

Fir das Bauvorhaben liegt eine Untersuchung zur Radarvertrdglichkeit vor,
die Teil der Begriindung zum Bebauungsplan ist. Diese kommt zu dem
Ergebnis, dass weder zivile noch militdrische Radaranlagen beeintrGchtigt
werden. Das Bundesamt fiir Flugsicherung hat mit Stellungnahme vom
25.06.2026 nochmals bestdtigt, dass keine grundsdtzlichen Bedenken
gegen die Festsetzungen des Bebauungsplans bestehen. Etwaige
Anforderungen des BAF kdnnen auf der Vollzugsebene abgestimmt und
berlicksichtigt werden.
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2.4. Fuf3- und Radverkehr

Seite 44: In der Begriindung zum B-Plan wird darauf verwiesen, dass der
Stellplatzbedarf fiir 123 Fahrrdder auf einem angrenzenden Teilbereich
des Firmengeldndes in einem bestehenden Parkhaus abgedeckt ist. Die
Anzahl der dort vorhandenen Fahrradstellpldtze wird in der VU Tab. 10 mit
200 Stellplatzen benannt. Es ist nicht ersichtlich, ob die Nutzung des
Parkhauses ausschliefilich fiir die Nutzer des B Plans 1-124 gedacht sind
oder ob weitere Nutzungen auf3erhalb dieses B-Plangebietes ebenfalls
durch dieses Parkhaus abgedeckt werden. Eine Aussage oder ein
Nachweis ist erforderlich.

Es ist zu priifen, ob eine gesonderte Zufahrt fiir den Radverkehr zum
Parkhaus erforderlich ist.

2.5. Schwerlasttransport

Auf Grund der Planung in der Sickingenstr. durch das SGA Mitte, ist
bekannt, dass hier ein groflerer Anteil des Schwerlasttransportes auch
iber diese Strafle abgewickelt wird. Es fehlt eine Aussage zu den
Schwerlasttransporten nicht nur in Bezug auf die Zu- und Ausfahrt, sondern
ob dieser Bestandteil der VU ist?

Wird beriicksichtigt.

Die Anmerkung wird zur Kenntnis genommen und in der VTU verdeutlicht,
dass die Radstellpldtze fiir die betrachtete Nutzung vorgesehen sind. Die
Begriindung wird entsprechend ergdnzt.

Kenntnisnahme.

Da es sich bei der geplanten Bebauung nicht um einen
Produktionsstandort, sondern um einen Gebdudekomplex handelt, der
Biiros sowie Forschungs- und Entwicklungslabore beherbergt, ist nicht von
einer wesentlich liber den Bestand hinausgehenden Anzahl von
Schwertransporten zu rechnen. Eine weitergehende Betrachtung ist nicht
erforderlich, da das Vorhaben nicht ursdchlich ist. Eine entsprechende
Aussage ist in der VTU bereits in den Kapiteln 3 sowie 4.3.1 vorhanden.
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2.6. Feuerwehr/ Erschliefung

Es fehlt eine Aussage zur Feuerwehrzufahrt, ob diese tiber Tor 2 und Tor 4
abgewickelt wird oder andere Wege notwendig sind, um das B-Plan
Gebiet zu erschlief3en.

Kenntnisnahme.

Die detaillierte Feuerwehrtechnische Erschlief3ung ist nicht Bestandteil eines
Bebauungsplanverfahrens. Der Nachweis erfolgt auf nachgelagerten
Genehmigungsebenen.

26. Senatsverwaltung fiir Mobilitét, Verkehr, Klimaschutz und Umwelt, Abteilung V (Tiefbau); Stellungnahme vom 12.06.2026 (DiPlan ID-Nr.: M1031)

Stellungnahme (Behérde/ToB)

Auswertung / Abwdgung der Stellungnahme

Es wurden folgende Fachbereiche der Abteilung V Tiefbau beteiligt und um
Stellungnahme gebeten:

VAEVBAVBB,VBC VBEVBFVCA VCB,VCC,VCD,VCE,
VD,VE

Von dem Fachbereich V B E und V D gab es einen Hinweis bzw. allg.
Hinweise.
Der Fachbereich V C B gab keine Stellungnahme ab.

Kenntnisnahme.
Keine weitere Abwdgung erforderlich.

Fachbereich VB E

Bezliglich des Vorhabens, bitte ich um folgende Beriicksichtigung:
die
Stellungnahmen

Sofern Belange der Ooffentlichen Beleuchtung, wie in den

aus den Beteiligungsschritten zum Entwurf des
1-124, Stellungnahme vom 31.07.2025, bestehen
bleiben, gibt es vom Fachbereich V B E hier keine weiteren Einwdnde.

Bebauungsplans

Kenntnisnahme.
Die Hinweise hatten keine Auswirkung auf die Planinhalte und sind bei der
spateren Planumsetzung zu berlicksichtigen.
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Fachbereich VD

Die Senatsverwaltung fiir Mobilitdt, Verkehr, Klimaschutz und Umwelt,
Abteilung V - Tiefbau, Bereich Briicken/Ingenieurbau - Erhaltung/ Betrieb
(SenMVKU, V D) gibt fiir den Aufgaben- und Verantwortungsbereich der
Ingenieurbauwerke des Landes Berlin nach AZG i.V.m. ZustKat AZG Nr. 10
Abs. 6 Fehlmeldung ab.

Allgemeiner Hinweis:

Besteht der Bedarf an einem neuen Ingenieurbauwerk (z.B.
Briickenbauwerke, Stiitzbauwerke ab 1,50 m, Larmschutzwénde ab 2,00 m)
im offentlichen Straf3enland oder o&ffentlichen Griin- und Erholungsanlagen
und soll die Unterhaltungslast kiinfig an den Straflenbaulasttrager fiir
Ingenieurbauwerke offentlicher Verkehrsfldchen fallen, wird dieser Bedarf
an SenMVKU, Abteilung V - Tiefbau gerichtet und hier nach Maf3gabe der
Kapazitaten die BaumaBBnahme in eigener Zustdndigkeit geplant, zur
Ausfiihrung nach Berliner Straflengesetz freigegeben und umgesetzt. Im
Ausnahmefall kdnnen fiir untergeordnete Bauwerke Aufgaben an Dritte als
Realisierungstrager iibertragen werden. Dafiir muss eine projektbezogene
Einzelfallregelung im Rahmen einer Durchfiihrungsvereinbarung zwischen
Realisierungstrdger und Straflenbaulasttréger getroffen werden. Darin sind
die Verantwortlichkeiten der Beteiligten eindeutig zu regeln, wie bspw. die
Planung, Planfreigabe, Ausfiihrung und die Beteiligung bis zur Ubergabe zu
erfolgen hat.

Generell gilt: Fiir Ingenieurbauwerke, welche in die Unterhaltungslast von
SenMVKU, V D fallen sollen, fordert die SenMVKU, V D fiir die Durchfiihrung
der Bauwerksiibberwachung und -priifung nach DIN 1076 sowie fiir

Unterhaltungs- und Instandsetzungsmafinahmen die Gewdhrleistung einer

Kenntnisnahme.
Entsprechende bauliche Anlagen sind nicht Bestandteil der Planung.
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uneingeschrdankten Zugdnglichkeit von allen Seiten sowie zu jedem
Bauwerksteil. Hierzu ist zu der bebauten Flache zusatzlich ein 5,00 m breiter
Streifen und die Zuwegung zum Bauwerk mit einem Geh- und Fahrrecht
(Grunddienstbarkeit) fiir den Trager der Straflenbaulast durch den
Realisierungstrdger zu sichern.

Innerhalb der Flache der Larmschutzwand und dem 5,00 m breiten Streifen
sind Bepflanzungen und Nebenanlagen nur ausnahmsweise zuldssig, wenn
Belange des Straflenbaulasttrdgers nicht entgegenstehen.

27. Bezirksamt Mitte von Berlin, Stadtentwicklungsamt - Kataster und Vermessung, Stadt 4; Stellungnahme vom 13.05.2026 (DiPlan ID-Nr.: M1001)

Stellungnahme (Behérde/ToB)

Auswertung / Abwdgung der Stellungnahme

Im Rahmen der Beteiligung ist mir eine kleine Sache in der Begriindung
aufgefallen:

® Kapitel 11.2.8: bitte das Datum des [I-B1 dndern, dieser ist seit dem
20.03.1987 festgesetzt.

Kenntnisnahme.
Die Anregung wird durch redaktionelle Uberarbeitung der Begriindung
berlicksichtigt.

28. Bezirksamt Mitte von Berlin, Wirtschaftsférderung; Wi 10; Stellungnahme vom 12.06.2026 (DiPlan ID-Nr.: M 1037)

Stellungnahme (Behérde/ToB)

Auswertung / Abwdgung der Stellungnahme

Vielen Dank fiir die Moglichkeit Leider ist der

Aktivierungscode fiir das Elster-Portal noch nicht postalisch eingetroffen,

zur Beteiligung.

weswegen ich unsere Stellungahme auf diesem Wege libermittle.
Bei der Sichtung der Unterlagen war mir noch aufgefallen, dass die

Verldngerung der M10 bis Jungfernheide gemdaf3 neuem Nahverkehrsplan
2026 - 2028 erst fiir 2031/2032 zur Fertigstellung vorgesehen ist. Anbei ein

Kenntnisnahme.
Die Begriindung wird hinsichtlich des Fertigstellungstermins
Verlangerung der Tram M 10 redaktionell aktualisiert.

der
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Bebauungsplan 1-124

Screenshot aus der Vorstellung im Verkehrsschuss des AGH aus der
vergangenen Woche. Fiir den B-Plan sicherlich nicht sehr relevant, aber ich
wollte dennoch darauf hingewiesen haben.

Ich mochte lhnen vielmals fiir die Moglichkeit zur Abgabe einer
Stellungnahme bei der Aufstellung des Bebauungsplans 1-124 danken.

Das Vorhaben zur Weiterentwicklung des Standorts von Siemens Energy ist
aus Sicht der bezirklichen Wirtschaftsforderung ausdriicklich zu begriifien.

Insbesondere die aus den Planungen hervorgehende Bekrdftigung des
Bekenntnisses des Unternehmens Siemens Energy zum Standort in unserem
Bezirk sowie die Steigerung der Nutzungsintensitdt auf der bisherigen
Parkflache  sind  positiv hervorzuheben.  Als  produzierendes
Grofunternehmen ist Siemens Energy fiir den westlichen Teil Moabits
absolut standortprégend.

Gerade in Hinblick auf die Konkurrenz um die wenigen vorhanden Flachen
und in Anbetracht des Riickgangs tatsdchlich (produzierend-) gewerblich
genutzter Fldchen im innerstddtischen Bereich bedeutet jede
hinzukommende oder intensivierte Nutzung mit einem Maf3 an
Schutzbediirftigkeit gegeniiber Emissionen eine potenzielle und aus
Erfahrung zeitnah auch eine tatséchliche Einschrénkung der gewerblichen
Nutzbarkeit angrenzender Stadtbereiche.

Insbesondere vor diesem Hintergrund ist das Planungsziel des Bebauungs-
plans, den Weiterbetrieb der umgebenden Nutzungen hinsichtlich

Gewerbeldrm uneingeschrdnkt zu gewdhrleisten.
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Anlage

Screenshot

29. Bezirksamt Mitte von Berlin, StrafBen- und Griinflachenamt, SGA; Stellungnahme vom 10.06.2026 (DiPlan ID-Nr.: 1028)

Stellungnahme (Behérde/ToB)

Auswertung / Abwdgung der Stellungnahme

Beigefiigt erhalten Sie die Stellungnahme des SGA sowie auch die
Verkehrsuntersuchung mit unseren Anmerkungen.

Die nachfolgende Stellungnahme des Strafien- und Griinflachenamtes
Mitte (SGA) bezieht sich auf folgende zur Verfiigung gestellte Unterlagen:

- Vorentwurf des Bebauungsplans 1-124, Stand 29.04.2026

- Begriindung zum Entwurf des Bebauungsplans 1-124, Stand 29.04.2026
- Verkehrsuntersuchung zum Bebauungsplans 1-124 ,, Turbinenwerk (Nord)",
Stand 18.02.2026

- Klima- und Windkomfortgutachten zum Bebauungsplan 1-124, Stand April
2026

- Stellungnahmen aus den Beteiligungsschritten zum Entwurf des
Bebauungsplans 1-124

Anlagen: 260610 _BP_[-124 Verkehrsuntersuchung_SGA.pdf
Vorbemerkung:

Es wird begriifit, dass die abgegebenen Stellungnahmen seitens der Trédger

offentlicher Belange der aktuellen Beteiligungsrunde beigefiigt wurden. Es

Kenntnisnahme.
Keine weitere Abwdgung erforderlich.

Kenntnisnahme.
Keine weitere Abwdgung erforderlich.
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wird jedoch gebeten, auch die seitens  des

Stadtplanungsamtes beizufligen, um nachvollziehen zu kénnen, wie diese in

Abwdgungen

den neuen Bebauungsplanentwurf eingeflossen sind. Es ist sonst in mehreren
Fallen nicht nachvollziehbar, Anderungen des
Bebauungsplanentwurfs so ausgefallen sind, wie sie derzeit vorliegen (siehe

warum

z. B. Punkt | - Erhdhung der Grundfléchenzahl). Aus diesem Grund werden
auch mehrere bereits in der Stellungnahme des SGA vom 23.07.2025
angemerkte Punkte (innerhalb der Beteiligung nach § 4 Abs. | BauGB),
erneut angemerkt.

1. Art und Maf3 der Baulichen Nutzung

Grundfldchenzahl
In der Stellungnahme des SGA vom 23.07.2025 wurde darauf hingewiesen,

dass das Plangebiet gemdaf3 Stadtentwicklungsplan Klima 2.0 - Karte
»Handlungsansdatze 3 - Griin- und FreirGume fiir mehr Kiihlung optimieren”
als Siedlungsflache mit hohem Anteil an privatem Griin ausgewiesen und
Innerhalb des Stadtentwicklungsplans Wirtschaft 2040 in der Karte
,Raumliches Leitbild"
Stadtentwicklung" sowie zur ,Sicherung und Entwicklung gewerblicher

als ,Prioritdre Fldchen der klimaschiitzenden

Baufladche (FNP Berlin)" ausgewiesen ist.

Der Programmplan Naturhaushalt und Umweltschutz im Landschaftspro-
gramm (Bekanntmachung vom 17. Juni 20216) sieht fiir die {iberwiegenden
Flachen des Geltungsbereichs Industrie und Gewerbe / mit Schwerpunkt
Anpassung an den Klimawandel vor. Wesentliche Zielstellungen sind u. a.
die Forderung einer flachensparenden Bauweise, der Boden- und
Dach- Erhalt und die

Grundwasserschutz, und Wandbegriinung,

Wird iiberwiegend beriicksichtigt.

Im Projekt ist eine teilweise Unterbauung vorgesehen, deren genauer
Umfang zum Zeitpunkt des Verfahrensschritts nicht bekannt
Zwischenzeitlich wurde die Planung konkretisiert. Daher kann die zul&ssige
Grundflache fiir bauliche Anlagen gemdf3 § 19 Abs. 4 BauNVO fiir die
Anlagen unterhalb der Geldndeoberflache auf eine Grundflache, die einer
Grundflachenzahl von 0,9 entspricht reduziert werden. Dies entspricht den

war.

aktuellen projektbezogenen Anforderungen des Grundstiickseigentiimers.
Eine Verortung der unterirdischen Anlagen erfolgt weiterhin nicht. Die
textlichen Festsetzungen Nr. 1 und Nr. 4 werden entsprechend angepasst.
An der bereits in der Begriindung dargelegten planerischen Rechtfertigung
fiir die Uberschreitung der Kappungsgrenze wird festgehalten.
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Neupflanzung Stadtbdumen sowie die Verbesserung der

bioklimatischen Situation und der Durchliiftung.

von

Die damalige Festsetzung einer Grundflachenzahl von 0,8 bzw. einer
Uberschreitung auf bis zu 0,95 durch bauliche Anlagen unterhalb der
Geldandeoberfldche, durch die das Baugrundstiick lediglich unterbaut wird,
erschien recht hoch (vgl. B-Planentwurf zur friihzeitigen Beteiligung nach §4
Abs. | BauGB). Dieses wurde vom SGA und verschiedenen sonstigen
Tragern offentlicher Belange in ihren Stellungnahmen angemerkt.

Es ist daher nicht nachvollziehbar, warum die Grundfldchenzahl im
vorliegenden Entwurf nochmals angehoben und nun mit 0,85 bzw. 1,00 fiir
bauliche Anlagen unterhalb der Geldndeoberflache, durch die das
Baugrundstiick lediglich unterbaut wird, festgesetzt werden soll. Soweit
bekannt, ist bislang keine Unterbauung des Plangebietes vorgesehen.

prifen, ob die Orientierungswert-Obergrenze der
Baunutzungsverordnung fiir Gewerbegebiete von 0,8 als Festsetzung

Es ist zu
ausreicht. Andernfalls ist die hohere Festsetzung zu begriinden.
2. Klimaanpassungsgesetz (KAnG)

Das Klimaanpassungsgesetz ist seit 2024 in Kraft. In der Begriindung wird
darauf nicht eingegangen - dies ist inhaltlich zu ergdnzen. Bei den
Planungen sind Mafinahmen zur Klimaanpassungen fachiibergreifend und
integriert zu beriicksichtigen (§ 8 KAnG). Konkrete Maf3nahmen werden in
der Begriindung nicht benannt und sind mit den zustdndigen Stellen

abzustimmen und zu ergdnzen. Mafinahmen zur klimafreundlichen

Wird beriicksichtigt.

Das Klimaanpassungsgesetz ist ein neben dem Stddtebaurecht geltendes
Gesetz, das keine unmittelbare Wirkung erzeugt. Eine Kurzdarstellung der
Ziele und der bisher vorliegenden Analyse wird in der Begriindung ergdnzt.
Durch die Festsetzungen des Bebauungsplans und die verbindlichen
Regelungen des stddtebaulichen Vertrags werden die Ziele auf den
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Stadtplanung kénnen die Forderung von Griinflachen, Entsiegelungen,
offentliche Trinkstellen usw. sein, welche vom Vorhabentrdger umzusetzen
wdren.

Ein Bezug zum Mehrwehrt des Hochhausleitbildes ist ggf. herstellbar.

3. Straflenbdume

Zufahrten und Gehwegiiberfahrten sind so zu planen, dass keine
Baumfdallungen notwendig werden.

Aufgrund der Festsetzung der Baugrenzen auf den Flurstiicksgrenzen, der
daher zu erwartenden Ausdehnung der Baugruben in den &ffentlichen
und der Abstdnde
Bestandsbdume sowie der zukiinftigen Verschattung durch das Hochhaus
besteht die Gefahr der Schadigung von Straflenbdumen in der Sickingen-
und der Wiebestrafle.

Straflenraum geringen zum  Wurzelraum der

privaten Grundstlicksfldchen durch eine Verringerung der zuldssigen
Versiegelung gegeniiber dem vormaligen Planungsrecht, eine erstmalige
Umsetzung des Biotopfldchenfaktors von 0,3 aus dem Landschaftsplan L-II
einschliefllich von Mafinahmen zur Verbesserung der Biodiversitat

berlicksichtigt. Ein Regenentwdsserungskonzept einschliefllich
Uberflutungsnachweis liegt vor und zeigt, dass eine
Regenwasserbewirtschaftung vor Ort moglich ist.

Vor dem Hintergrund der (bergeordneten stadtpolitischen und

wirtschaftlichen Bedeutung des Vorhabens und dem bestehenden
Planungsrecht werden die Belange der Klimaanpassung in diesem

konkreten Einzelfall als hinreichend beriicksichtigt betrachtet.

Kenntnisnahme.

Das dem Bebauungsplan zugrundeliegende Konzept der Eigentiimerin sieht
die Weiternutzung der bestehenden Ein- und Ausfahrt an der Wiebestrafle
vor. Im Bereich des ehemaligen Sickingenplatzes soll zusdtzlich eine neue
Vorfahrt geschaffen werden. Fiir die daflir notwendige Baumfdllung ist
gemdf3 Berliner Baumschutzverordnung Ersatz zu leisten. Eine Einordnung
der neuen Zufahrt ohne Eingriff in den Baumbestand ist aus betrieblichen
und stadtebaulichen Griinden nicht moglich.

Wird nicht beriicksichtigt.

Mit dem Bebauungsplan soll die Umsetzung des Siegerentwurfs des
stadtebaulich-hochbaulichen Werkstattverfahrens gesichert werden. Bereits
der
Straflenbegrenzungslinie vor. In Anlehnung an den Entwurf wurden im

dieser Entwurf sah eine teilweise Bebauung entlang

Bereich der strafienseitigen Bauk&rper im Bebauungsplan generell eine
Bebauung an der Straflenbegrenzungslinie vorgesehen. Dies dient der
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Der Wurzelraum befindet sich im Bereich der Baumkrone zuziiglich 1,5 m.
Wie der Planzeichnung des Bebauungsplanes 1-124 zu entnehmen, reichen
bereits heute einige Kronen in den von Baugrenzen umschlossenen Bereich.
Es ist zu priifen, ob die Baugrenzen der geplanten Bebauung so weit von
den Baumkronen abriicken konnen, dass die Bestandsbdume nicht
gefdhrdet sind.

Da die Bebauung z. T. dicht an die Bestandsb&ume heranriicken soll,
werden regelmdflige Fassadenfreischnitte erforderlich. Der Pflegeaufwand
einschliefllich Folgekosten, z. B. fiir regelmdflige Kronenschnitte sind vom
Vorhabentréger (Verursacher) zu tragen. Diese Verpflichtung sowie sonstige
Folgekosten, die sich im Zusammenhang mit den Bdumen und der neuen
Bebauung ergeben, sind vom VorhabentrGger zu {bernehmen und
vertraglich zu sichern.

Sollten ausnahmsweise Straflenbdume gefdllt werden missen, oder
aufgrund von durch die Baumafinahme hervorgerufenen Schddigungen
abgdngig werden, hat deren Ausgleich in Form von Straflenbdumen zu
erfolgen. Fallen zu fdllende BGume unter die BaumSchVO, ist gegeniiber
dem Umwelt- und Naturschutzamt von Mitte eine Kompensation zu leisten.
Zudem wird ein Wertausgleich gegeniiber dem SGA Mitte erforderlich.

4, Hochhausleitbild Berlin

Fir das Plangebiet ist laut Begriindungstext das Hochhausleitbild Berlins
anzuwenden:

Vereinheitlichung und schafft zudem einen gewissen Spielraum fiir die
Ausgestaltung im weiteren Verfahren. Da auch gemdf3 dem bisher
geltenden Planungsrecht Bebauung entlang der
Straflenbegrenzungslinie zuldssig war, ergibt sich hierdurch in den

eine

betroffenen Bereichen keine Verschlechterung. Fiir einige Teilbereiche, an
denen kein Anbau mehr zuldssig ist, ergibt sich sogar eine Verbesserung
durch die beabsichtigte Planung.

Der Anregung wird nicht gefolgt.

Durch die Anderung der Baugrenzen wird der Konflikt zwar minimiert, aber
nicht ausgeschlossen. Eine vertragliche Kosteniibertragung muss dennoch
nicht erfolgen, da die Schutzmafinahmen auch als Nebenbestimmung in die
Baugenehmigung aufgenommen werden kénnen. Beim Fassadenfreischnitt
wird davon ausgegangen, dass die (blichen Pflegeschnitte von
StrafBenbdumen ausreichend sind. Eine besondere Konfliktlage, die von der
tiblichen Situation in Berlin abweicht, wird derzeit nicht erkannt.

Kenntnisnahme.
Der Sachverhalt ist dem Plangeber bekannt. Entsprechende Informationen
wurden an die Grundstiickseigentiimerin weitergeleitet.

Kenntnisnahme.

Der Trager nimmt auflerhalb seines Zustdndigkeitsbereichs Stellung. Die
Hinweise, die z. T. die Regelungen des Hochhausleitbilds fehlinterpretieren
werden zur Kenntnis genommen. Die fiir das Hochhausleitbild zustdndige
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Mehrwert fiir die Allgemeinheit
Gemaf3l Hochhausleitbild Berlin sind Hochhduser im Sinne des fir die
Stadtentwicklung vorrangigen Allgemeinwohls in der Regel nur zu

rechtfertigen, wenn sie auch Mehrwerte fiir die Allgemeinheit generieren.
Der Mehrwert fir die Allgemeinheit wird laut Begriindungstext mit den
maximal 2.000 geschaffenen Arbeitspldtzen angegeben. Die alleinige
Schaffung von Arbeitspl&tzen wird jedoch als Mehrwert fiir die Allgemeinheit
als unzureichend erachtet. Die Arbeitsplétze bieten keinen Mehrwehrt fiir
das direkte Umfeld und auch nur begrenzt fiir die Allgemeinheit, sondern
hauptsdchlich fiir einen sehr eingeschrdnkten Nutzerkreis und fiir das
Unternehmen selbst. In dem bereits jetzt sozial angespannten Umfeld sind
daher zusatzliche Mehrwertmaf3nahmen vorzusehen, um den sozialen
Frieden zu wahren.

Als mogliche MehrwertmafBnahmen kénnen die Aufwertung o&ffentlicher
Freirdume und Grinflachen, die Errichtung offentlich nutzbarer
Aufenthaltsflachen und die Verbesserung von ErschlieBungsanlagen, in
Frage kommen, von denen auch wirklich die allgemeine Offentlichkeit
profitiert, im vorliegenden Fall insbesondere:

- Aufwertung des Kleinkinderspielplatzes Wiebestraf3e (Inklusionsspiel-
gerdte, Baumpflanzungen/Sonnensegel als Schattenspender, Spielgerate
zur Einbeziehung mehrerer Altersklassen)

- Schaffung von fiir die Allgemeinheit zugdnglichen Bereichen auf dem
Privatgrundstiick mit Aufenthaltsqualitat

- Offentlich zugdngliche und nutzbare Erdgeschosszonen und Dachebenen

des Hochhauses

Senatsverwaltung fiir Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen hat keine den
Hinweisen entsprechenden Bedenken geduflert.

An der Einschatzung, dass allein die Ansiedlung bzw. Erweiterung eines
bedeutenden Konzerns in Berlin einen Mehrwert fiir die Allgemeinheit im
Sinne der Stdarkung des Wirtschaftsstandorts und ggf. der Steuereinnahmen
darstellt, wird festgehalten. Weitere Maf3nahmen werden vor diesem
Hintergrund nicht fiir erforderlich erachtet.

Der Hinweis auf die geforderte Multifunktionalitat geht fehl (vgl.
Hochhausleitbild, Kap. 5.3.4, S. 62).

Im Hinblick auf eine &ffentliche Nutzung im Erdgeschoss wurde der
stddtebauliche Vertrag ergdnzt.

Die dem Hochhaus zugeschriebenen potenziellen Folgen fiir Straflenbdume
sind nicht hochhausspezifisch, sondern wiirden bei jedweder Bebauung
eintreten. Ein Mafinahmenerfordernis aus dem Hochhausleitbild ldsst sich
demzufolge nicht ableiten.
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- Entsiegelung von Fldachen und Schaffung von Aufenthaltszonen in &ffentlich
zugdnglichen Bereichen in der Umgebung
- Offnung der gastronomischen Einrichtungen fiir die Allgemeinheit

Multifunktionalitat
Gebdude iiber 60 m sind gemdf3 Hochhausleitbild Berlins multifunktional zu
nutzen. Das vorliegende Vorhaben fdllt in Nutzungskategorie | des

Hochhausleitbildes Berlin (Biiro, Handel, Hotel, Verwaltung,...). Dies
bedeutet, dass mindestens 30 % der Geschossflache der
Nutzungskategorie 2 (Wohnen, kulturelle Einrichtungen, soziale Infrastruktur,
Bildungseinrichtungen,...) zugeordnet werden miissen.

Im Begriindungstext wird ausgefiihrt, dass das Gebdude ausschliefllich
gewerblichen Zwecken dienen wird, im Gebdude allerdings
unterschiedliche Nutzungen (Gastronomie, Biiros, Forschung) vorhanden
sein werden. Die angesprochenen ,unterschiedlichen Nutzungen" sind
jedoch nicht der Nutzungskategorie 2 einzuordnen und entsprechen damit
nicht dem Gedanken der Multifunktionalitdt gemaf3 des Hochhausleitbildes.
Auch sind die angesprochenen unterschiedlichen Nutzungen nicht fiir die
Allgemeinheit vorgesehen, sondern nur fiir das Unternehmen und dessen
Mitarbeitende (Forschung, Mitarbeitendenkantine, etc.)

Es ist zu prifen, wie die Multifunktionalitdt gemdf3 Hochhausleitbild
hergestellt werden kann. Die Herstellung von Nutzungen der
Nutzungskategorie 2 kann auch in separaten Gebduden erfolgen.
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Offenes Erd- und Dachgeschoss

Gemdaf3 Begriindung ist angesichts des Nutzungszwecks eine offentliche
Nutzung des Erd- oder Dachgeschosses nicht maglich. Es ist zu priifen, ob
nicht doch eine fiir die Offentlichkeit nutzbare gastronomische Einrichtung,
eine Aussichtsterrasse oder ein Dachgarten integriert werden kénnen.

Kompensation
Gemdf3 Hochhausleitbild Berlins sind nachteilige Auswirkungen von
Hochhausvorhaben zu kompensieren.

Gemdf3 Begriindungstext wurden die Auswirkungen des geplanten
Standorts umfassend untersucht und wesentliche nachteilige Auswirkungen
liegen nicht vor. Hierzu ist anzumerken, dass das Klima- und
Windkomfortgutachten das Vorhaben (Planfall) mit einem fiktiven
Gebdudekubus vergleicht, der nach derzeitigem Bebauungsrecht
herstellbar ware (Nullfall) -nicht mit dem derzeitigen Ist-Zustand (Parkplatz).

Durch die geplante Festsetzung von Baugrenzen an den
Straflenbegrenzungslinien ist allerdings zumindest in kleinem Mafstab eine
Verschlechterung der Ist-Situation zu befiirchten (Straflenbaumverluste -
bzw. erforderliche Straflenbaumbeschnittmafinahmen im Kronen- und
Wurzelbereich, Verschattung, gréflere Baumasse). Dies sollte kompensiert
werden.

Als Kompensationsmafinahmen im vorliegenden Fall kommen insbesondere
in Frage:

- Anpassung der Baukdrperstellung (Baugrenzenausweisung) mit Ziel des
Erhalts von Straflenbdumen
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- Ausgleichsmafinahmen zur Umfeldverbesserung: Neuanlage offentlich
nutzbarer Griin- und Freifladchen, méglichst im nahen Umfeld, Aufwertung
bestehender, 6ffentlich nutzbarer Griin- und Freifldchen, Neugestaltung und
Intensivierung vorhandener Begriinungen, Entsiegelung von Fldchen in
offentlich zugdnglichen Bereichen in der Umgebung

- Maf3nahmen am Gebdude / auf Baugrundstiick: Dachgérten, Stadtgdrten,
Fassadenbegriinung,  Baumpflanzungen  zur ~ Verbesserung  der
Umweltsituation (z. B. des Mikroklimas), Schutzmaf3nahmen zur Vermeidung

nachteiliger Auswirkungen auf Végel und Insekten
5. Griinfestsetzungen und Pflanzbindungen

In der Begriindung der Beteiligung nach 84 Abs. | BauGB mit
Beteiligungsschreiben vom 03.07.2025 wurde ausgesagt, dass die
Griinfestsetzungen und Festsetzungen zu Pflanzbindungen im Rahmen des
Bebauungsplanverfahrens noch erarbeitet werden.

Im derzeitigen Bebauungsplanentwurf sind keine Griinfestsetzungen/
Pflanzbindungen vorgenommen worden. Die nun vorliegende Begriindung
fihrt dazu aus, dass Griinfestsetzungen nicht erforderlich sind, da die
Einhaltung eines Biotopfldchentaktors von 0,3 in § 2 des Stadtebaulichen
Vertrages aufgenommen werden soll. Es ist zu priifen, ob dies ausreicht.

6. Verkehrsuntersuchung

Der gewdhlte Geschossflachenansatz zur Ermittlung der Verkehrsmengen
Grundsdtzlich st

ist nicht korrekt. die komplette Zunahme der

Kenntnisnahme.

Die Bepflanzung des Baugrundstiicks stellt keinen Belang des SGA dar.
Die notwendige Priifung der Erforderlichkeit von Festsetzungen im
Bebauungsplan ist im Laufe des Verfahrens mit dem vorliegenden Ergebnis
erfolgt. Der stddtebauliche Vertrag wurde zudem um Regelungen zur
im Rahmen der sich aus dem

Schaffung héherer Biodiversitat

Landschaftsplan (BFF) ergebenden Anforderungen ergénzt.

Wird teilweise beriicksichtigt.
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Geschossflache um 30.000 m zum Ist-Zustand zu bewerten und nicht der
13.325 m zu
Planungsrecht, welches aber nicht den gebauten Zustand widerspiegelt.
Auch ist keine Herleitung der Zahl von 16.675 m nachvollziehbar, auf die

gewdhlte Ansatz von einem bereits bestehendem

man sich bei dem bestehenden Planungsrecht beruft.

Die Zahlen widersprechen auch den Nutzflachenannahmen in den Tabellen
10 und 11 der Verkehrsuntersuchung.

Gemdf3 Begriindung zum Bebauungsplanentwurf richtet sich das derzeit
geltende Maf3 der baulichen Nutzung fiir das Gebiet nach den Bebauungs-
pldnen von 1964 und 2009 sowie §34 BauGB. Untersuchungen im Rahmen

dieser Bebauungspldne kénnen auch nicht auf das vorliegende

Die planungsrechtlichen Auswirkungen eines Bebauungsplans sind immer in
Verbindung mit dem geltenden Planungsrecht zu ermitteln und zu bewerten
(8 2a Nr. 1 BauGB). Das geltende Planungsrecht kdnnte jederzeit durch den
Grundstiickseigentimer ausgenutfzt werden. Insofern ergibt sich die
jeweilige Auswirkung einer Festsetzung grundsdtzlich aus der Differenz
zwischen dem geltenden und dem beabsichtigten Planungsrecht. Dies gilt
auch fiir die Verkehrserzeugung. Ungeachtet dessen wird in der VTU eine
mit der Fachbehorde abgestimmte projektbezogene Verkehrsermittlung
und Auswirkungsanalyse ergdnzt. Diese ist jedoch nicht Gegenstand der
Abwdgung im Bebauungsplan. Eine Herleitung ist nicht erforderlich. Der
nach geltendem Planungsrecht noch ausnutzbare Anteil an der zuldssigen
Geschossfldche wurde vom Plangeber gemdf3 den gesetzlichen Vorgaben
unter Einbeziehung des heutigen Gebdudebestands ermittelt und dem
Gutachter zur Verfiigung gestellt.

Ein Widerspruch zu den Tabellen 10 und 11 ist ebenfalls nicht erkennbar. In
Kapitel 3 erfolgt eine Ermittlung des zusdtzlichen Verkehrsautkommens auf
Grundlage der maximal zuldssigen Geschossflache im Plangebiet (unter
Abzug des bestehenden Planungsrechts). Die Ermittlung der erforderlichen
Stellplatze in Kapitel 4.4 erfolgt jedoch anhand konkreter projektbezogener
Daten des Grundstiickseigentiimers.

Kenntnisnahme.
Verkehrsuntersuchungen aus der Zeit der Aufstellung der genannten
Bebauungspldne wurden nicht in die VTU einbezogen. Zur Anwendung des
geltenden Planungsrecht vgl. Abwdgung zu Punkt 6 Absatz 1 der
Stellungnahme.
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Bauvorhaben iibertragen werden, da sich die Voraussetzungen seitdem
voraussichtlich grundlegend verdndert haben.
sowie alle weiteren

Die genaue Begriindung Anmerkungen

Verkehrsuntersuchung wurden als Kommentare direkt im pdf-Dokument der

zur

Verkehrsuntersuchung vorgenommen und sind zu beachten.

7. Stadtebaulicher Vertrag

Im weiteren Verlauf sind die Themen fir die Aufnahme in einen
stddtebaulichen Vertrag zu entwickeln und zu verhandeln. Zu den Themen
gehéren (nicht abschlieBend):

- Wiederherstellung bzw. ggf. Herstellung des 6ffentlichen Straflenraums mit
verdnderten Bedingungen nach der Baumaf3nahme

- Verpflichtung zu Planung und Herstellung von Maf3nahmen im &ffentlichen
Raum durch den Vorhabentrdger insbesondere Mehrwert- und
KompensationsmafBnahmen gemdaf3 Hochhausleitbild

- Kompensation notwendiger Straflenbaumfdallungen

-Pflegemafinahmen fiir die durch das Vorhaben beeintrdchtigten
Straf3enbdume

- Einhaltung des Biotopfldchenfaktors

Das SGA Mitte bittet um Mitzeichnung des Stddtebaulichen Vertrags fiir
seine Belange.

8. Redaktionelle Anmerkung

Kenntnisnahme.

Die weiteren Hinweise zur Verkehrsuntersuchung werden gepriift und soweit
erforderlich beriicksichtigt. Der Umgang mit den Hinweisen kann Anhang 4
der liberarbeiteten Untersuchung entnommen werden.

Kenntnisnahme.

Im stddtebaulichen Vertrag erfolgen gemaf obigen

Abwdgungsergebnisses  Anderungen hinsichtlich der Regelungen zum

Biotopfldchenfaktor, insbesondere hinsichtlich einer Ergdnzung zur

Verbesserung der Biodiversitgt und zur Offentlichen Nutzung des

Gastronomiebereichs. Das SGA war in die Abstimmungen eingebunden.
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Auf Seite 11 der Begriindung wird ein Abschnitt doppelt aufgefiihrt, welcher
zu streichen wdre.

Anlage

Verkehrsuntersuchung mit Anmerkungen seitens SGA

Wird beriicksichtigt.
Es erfolgt eine redaktionelle Anderung der Begriindung.

30. Bezirksamt Mitte von Berlin, Abt. Ordnung, Umwelt, Natur, Straf3en und Griinfldchen, Umwelt- und Naturschutzamt UmNat 311, Bereich Umweltschutz;

Stellungnahme vom 11.06.2026 (DiPlan ID-Nr.: 1030)

Stellungnahme (Behérde/ToB)

Auswertung / Abwdgung der Stellungnahme

Vielen Dank fiir die TOB-Beteiligung am B-Plan-Verfahren 1-124.

Bezugnehmend auf o. g. Stellungnahmeersuchen und die damit
iibermittelten Unterlagen nimmt das Umwelt- und Naturschutzamt Mitte wie
folgt Stellung:

Grundsatzliche Bedenken gegen die nach dem Entwurf des
Bebauungsplans 1-124 vorgesehene Entwicklung des Plangebietes
bestehen nicht. Es wird jedoch um Beriicksichtigung der nachfolgenden
Anregungen und Hinweise gebeten.

Bitte beachten Sie auch das als Anlage beigefiigte ,,Merkblatt zur
Vermeidung von Vogelkollisionen an Glas®.

Fachbereich Umwelt

Kenntnisnahme.
Keine weitere Abwdgung erforderlich.
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1. Immissionsschutz

Das vorliegende Gutachten ,Schalltechnisches Gutachten zum | Kenntnisnahme.

Bebauungsplan 1-124 - Turbinenwerk Nord - Bezirk Mitte, Ortsteil Moabit, | Keine weitere Abwégung erforderlich.
Gutachten Nr. 51599G01, Fa. BeSB GmbH Berlin, 20.03.2026“ wurde
gepriift. Die hierin vorgeschlagenen Mafinahmen zur Vermeidung von
Immissionsschutzkonflikten in Form der Textlichen Festsetzung Nr. 6 wurden
in den B-Plan ibernommen. Seitens des BA Mitte, FB Umwelt, Bereich
Immissionsschutz gibt es keine weiteren Einwdnde oder Hinweise.

2. Bodenschutz / Altlasten

Wie in der Stellungnahme vom 01.08.2025 erldutert, ist das Geldnde teils | Kenntnisnahme.

unter der Nummer 1287 im Bodenbelastungskataster Berlin erfasst. Auf | Keine weitere Abwdgung erforderlich. Es erfolgt eine redaktionelle
dem Siemensgeldnde sind eine Vielzahl an Boden- und | Ergénzung der Begriindung.

Grundwasserverunreinigungen bekannt.

Ab 2022 wurden - direkt ostlich an das Plangebiet angrenzend - im Zuge
des Parkhausneubaus Bodenverunreinigungen mit Schwermetallen, MKW
und BTEX sowie Grundwasserbelastungen mit Schwermetallen und PAK
festgestellt, die nur teilweise ausgehoben wurden. Eine vollstdndige
Sanierung dieses Schadens war nicht moglich. Ein Einfluss auf das
Plangebiet kann nicht ausgeschlossen werden.

Im Februar 2026 wurden die Ergebnisse aus abfallrechtlichen
Untersuchungen (Bericht von 07/2025) {bermittelt. Die untersuchten
Bodenanalysen (Mischproben) aus dem Plangebiet wiesen zum gréfiten Teil
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mehrfache Uberschreitungen der Vorsorgewerte (BBodSchV, Anlage 1,
Tab. 1 und 2) auf.

Schddliche Bodenverunreinigungen sowie das Grundwasser sind in
Absprache mit dem Umwelt- und Naturschutzamt vor Beginn der Bebauung
detdailliert zu untersuchen, die Belastungen einzugrenzen und ggf. zu
sanieren (gem. BBodSchG, 3.Teil). Dieses Erfordernis wird auch im
stddtebaulichen Vertrag festgehalten.

Fachbereich Naturschutz und Freiraumentwicklung
3. Geschiitzter Baumbestand

Die Hinweise aus der Stellungnahme im Rahmen der friihzeitigen
Beteiligung der Behérden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange vom
01.08.2025 behalten ihre Giiltigkeit. Die im Plangebiet (insbesondere zwei
ca. 50 Jahre alte Spitz-Ahorne) und angrenzend (StraBenbdume)
sind aufgrund ihrer  zahlreichen
Wohlfahrtswirkungen soweit wie moglich zu erhalten und wd&hrend der

vorhandenen Bestandsbaume

Baumafinahmen (auch Baustellenlogistik, Baustelleneinrichtung,
Leitungsbau, Wegeerschliefung, Freianlagenplanung etc.) effektiv zu
schiitzen. Auch bei der Planung von Grundstiickszufahrten o. &. ist darauf zu
achten, dass diese so platziert werden, dass die Straflenbdume nicht

beeintrdchtigt werden.

In diesem Zusammenhang sei noch einmal auf die zwei Ersatzpflanzungen
hingewiesen, die sich im Bereich des Parkplatzes befinden:

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Das dem Bebauungsplan zugrundeliegende Konzept der Eigentiimerin sieht
die Weiternutzung der bestehenden Ein- und Ausfahrt an der Wiebestrafle
vor. Im Bereich des ehemaligen Sickingenplatzes soll zusdtzlich eine neue
Vorfahrt geschaffen werden. Fiir die daflir notwendige Baumfdllung ist
gemdf3 Berliner Baumschutzverordnung Ersatz zu leisten. Eine Einordnung
der neuen Zufahrt ohne Eingriff in den Baumbestand ist aus betrieblichen
und stadtebaulichen Griinden nicht moglich.

Nicht vermeidbare Baumverluste werden gemdf3 den vorliegenden
Regelwerken bzw. Verordnungen ersetzt.
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2 Stk. Kleinkronige Winter-Linde ( 7i/ia cordata 'Rancho'), 3 xv., mDb, StU =
20-25 cm.

Als Ersatz gepflanzte Bdume sind entsprechend § 2 Abs. 2 BaumSchVO
sofort geschiitzt. Daher sind diese beiden Ersatzpflanzungen im weiteren
Planungsverlauf unbedingt zu beriicksichtigen. Da sie im Zuge der durch
den B-Plan vorbereiteten Baumafinahme gefdllt werden missen, ist hierfir
eine  Ausnahmegenehmigung nach BaumSchVO erforderlich und
entsprechend Skologischer Ausgleich zu leisten.

4. Naturdenkmale Kenntnisnahme.

Die Hinweise betreffen nicht die Ebene der Bauleitplanung, sondern sind in
den nachfolgenden  Planungs- und  Genehmigungsebenen zu
beriicksichtigen.

Wie bereits in der Stellungnahme zur friihzeitigen Beteiligung vom
01.08.2025 betont, sind die sldlich des Geltungsbereichs im
Einfahrtsbereich Wiebestrafle Nr. 28 vorhandenen drei Naturdenkmale ND
1-17/B-1 bis B-3 vor, wdhrend und nach der Bauphase vor jeglicher
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Gefdhrdung oder Beeintrdchtigung durch die Planung und deren
Umsetzung zu schiitzen. Insbesondere sind im Schutzbereich dieser Baume
(Bereich unter der Krone zuziiglich 1,50 m) Auf- und Abgrabungen,
Ablagerungen, Versiegelungen, Verdichtungen, das Verlegen von
Leitungen etc. nicht gestattet. Auch Grundwasserabsenkungen 6. @. sind

unbedingt zu vermeiden.

Alle potenziell beeintrachtigenden Mafinahmen an den Naturdenkmalen
(insbesondere Eingriffe in den Wurzelbereich - Wurzeln kénnen u. U. deutlich
tiber den Schutzbereich von 1,5 m hinausragen) sind genehmigungspflichtig
und rechtzeitig mit dem Umwelt- und Naturschutzamt abzustimmen.

5. Allgemeiner und besonderer Artenschutz

5.1. Grundsdtzliches zum Vorgehen hinsichtlich der artenschutzrechtlichen
Belange
Siehe hierzu die Stellungnahme zur friihzeitigen
01.08.2025.

Beteiligung vom

5.2. Zur artenschutzrechtlichen Potenzialanalyse

453 ,Schutz- flr

Fledermduse*: Die im Dokument genannten Uberpriifungen potenzieller

Zu Kapitel und Kompensationsmaf3nahmen
Quartierstrukturen hinsichtlich einer Quartiernutzung durch Fledermduse
im  Vorfeld ggf. zwingend

durchzufiihren. Die recht allgemeine Darstellung, dass bei festgestellten

sind von notwendigen Baumfdallungen

Ersatznistkdsten als verbotsvermeidende CEF-

Fledermausquartieren

Kenntnisnahme.

Die Absicherung der notwendigen Maf3nahmen zum Fledermausschutz
erfolgt auf der Vollzugsebene. Sollten Baumfdllungen erforderlich sein, sind
die entsprechenden Bdume vorher zu untersuchen und im Falle eines sonst
gegen die
Bundesnaturschutzgesetzes die erforderlichen Mafinahmen zum Ausgleich

zu  besorgenden  Verstofles Bestimmungen  des

festzulegen bzw. eine Ausnahmegenehmigung einzuholen.
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Mafinahme umgesetzt werden konnen, ist aber leider fachlich nicht
ausreichend dargestellt.

Bei Fledermdusen kann eine kurzfristige Umsetzung von Mafinahmen
aufgrund der sich in der Praxis ergebenden relativ langen Zeitrdume bis zur
Annahme (1-5 Jahre) bzw. der daran gemessenen Funktionsfahigkeit der
Ersatzmaf3nahme und der damit verbundenen eher schlechten kurzfristigen
Annahmeprognose, nicht grundsdtzlich als direkt wirksame CEF-Mafinahme
betrachtet werden. Somit kann sich hier, ohne entsprechenden zeitlichen
Vorlauf der Maf3nahmenumsetzung, auch die Erforderlichkeit einer
Ausnahmegenehmigung ergeben.

Zu Kapitel 4.6.3 ,,Schutz- und Kompensationsmaf3inahmen fiir Brutvogel*:
Dem Vorgehen bei ggf. erforderlichen Baumféllungen und sonstigen
Beseitigungen von Gehdlzen sowie den groben Darstellungen zu der
Vermeidung von Beeintrachtigungen von Tieren durch die Verwendung von
Glas und den Einsatz von Beleuchtungen kann in diesem Kapitel soweit
gefolgt werden.

Zu Kapitel 5.2 ,,Vogelschlag”: Die in diesem Kapitel getdtigte Aussage:
»Das Untersuchungsgebiet weist keine besondere Bedeutung als
Zugkorridor oder Rastgebiet auf” ist eine fachlich nichtzutreffende und
daher nicht mégliche Pauschalisierung.

Auf eine Anfrage unseres Amtes an den in dem Thema Vogelzug und | Wird beriicksichtigt.

Kollisionsrisiken an Glasflachen fachkundigen Herrn Klemens Steiof | Das Kapitel 5.2 der Potenzialanalyse wurde anhand der Informationen der
(Ornithologe und ehem. Mitarbeiter Senatsumweltverwaltung), erhielt unser | unteren Naturschutzbehdrde aktualisiert.

Amt am 03.06.2026 die nachfolgende ausfiihrliche schriftliche Antwort:
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»Vogelzug findet dann in einer ,breifen Front’ staff, wenn es keine
geografischen Barrieren wie Kiisten oder Gebirge gibi, die den Vogelzug
sehr stark leiten. Dies kann in den einschldgigen Standardwerken zum
Vogelzug nachgelesen werden (z. B. Berthold 1990, Gatter 2000, Bairlein
2022). Daraus ergibt sich, dass der Vogelzug in der gesamfen
norddeutschen Tiefebene - also auch in Berlin - grundsdizlich in ,breifer
Front’ staftfindet. An Gewdsserufern kénnen hierbei auch Konzenfrationen
aufireten, weil viele Végel das Uberfliegen grofler Wasserflichen nach
Méoglichkeit vermeiden, sofern sie nicht zu stark von ihrer Zielrichfung
abweichen miissen.

In Berlin hat sich beim Vogelzug tagsiiber gezeigt, dass einige Végel dem
dicht bebauten Stadfgebiet ausweichen und insbesondere am nérdlichen
Stadfrand vorbeifliegen. So sind die von Ornithologen festgestellten Zahlen
ziehender Végel insbesondere am Beobachfungspunkt Schonerlinder Kippe
(am Nordrand Berlins) meist héher als an anderen Zéhlpunkfen. Die
zahlreichen Beobachfungen und ebenfalls hohen Zugzahlen im Bereich
Tempelhofer Feld zeigen aber, dass auch sehr viele Végel unzweifelhaft
iber die dicht bebaute Innenstadt ziehen (Beobachtfungsberichte der
Berliner Ornithologischen Arbeitsgemeinschaf?).

Der iiberwiegende Teil des Vogelzuges findet nachts statt (Berthold 1990,
Bairlein 2022). Hierbei ergeben sich iber den hell beleuchteten
Grof3stddten Konzenfrationen des Vogelzuges, weil Lichf ndchtlich ziehende
Végel anlocken kann. Enfsprechend kommf es durch ndchtliche
Beleuchtung in den Stddfen verstérkt zu Kollisionen der Végel mit
Gebduden (Rossler et al. 2022, Steiof 2023).
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In Berlin wurden neben vielen Zufallsfunden kollidierter Végel auch
systematische Unfersuchungen zu Vogelkollisionen an Gebduden
durchgefiihrt. Die Ergebnisse wurden von Steiof (2022) zusammengefasst.
Danach wurden bei den Untersuchungen 812 Kollisionsereignisse an
Glasfassaden festgestellt. Unter den geschiitzten Vogelarten waren vor
allem Rotkehlchen, Singdrossel, Haussperling und Waldschnepfe befroffen.
Aber selbst mitten in der Berliner Innenstadf wurden selfene Vogelarten wie
Wachtel, Wiedehopf und Ringdrossel als Glasopfer gefunden. Die meisten
Kollisionen wurden im Bereich der H6he der umliegenden Vegefation
gefunden, sind also vermutlich direkt aus Anfligen aus Bdumen und
Strduchern zuriickzufihren. Daneben haben besondere Lichtquellen zu
Kollisionen gefiihrt. Hdufungen gab es vor allem an verglasten
Verbindungsgdngen, freistehenden Glaswdinden (einschlieBlich
fransparenter  Einfriedungen von Dachferrassen, stark spiegelnden
Fassadenelementen, Glasfassaden mit dahinter gepflanzten Bdumen,
Fassaden mit Spiegelungen von Gebiischen und anderen Gehdlzen (auch
StraBenbdumen). Auch die Gebdudeecken (bis zu 2 m von der
Gebdudekante entfernt) waren iberdurchschnittlich gefdhrlich. Besonders
problematisch waren stdrkere Beleuchfungen.

Bei  paralleler  Anwendung des Bewerfungsschemas der
Lénderarbeitsgemeinschaft der Vogelschutzwarten (2023) wurden
lberwiegend stimmige Resultate erzielf, so dass die Anwendung fiir eine
Ersteinschdfzung empfohlen werden kann.

Somit ist festzustellen, dass auch in der dicht bebauten Berliner Innenstadf
Glas an Gebduden zu einem groflen Problem fiir Végel, insbesondere fiir
Zugvégel werden kann. Entsprechende Vermeidungsmafinahmen sind
daher zwingend erforderlich.
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In der Stellungnahme zur frithzeitigen Beteiligung vom 01.08.2025 wurde
dariiber hinaus bereits darauf hingewiesen, dass der Konflikt mit ziehenden
Arten auch in dieser innerstddtischen Lage eine Rolle spielt und das
Vorkommen ziehender Arten, durch das unserer Behdrde bekannte
Kollisionsereignis einer Waldschnepfe an einer der Glasfldchen des
Werksgebdudes entlang der Wiebestraf3e auch durchaus belegt ist.

Bei den Mafinahmen unter dem Kapitel 5.2 zum Vogelschlag wird die
mogliche Auswirkung der ndchtlichen Beleuchtung des Gebdudes auf
Zugvogel und im speziellen im Bereich oberhalb der Regelbauweise nicht
konkret genug thematisiert! Dies muss aber erfolgen, zumal auch unter den
Planungsgrundsdtzen des Berliner Hochhausleitbildes u. a. die "Minderung
schadlicher Auswirkungen der Beleuchtung auf Zugvégel und Insekten"
genannt wird. Im davor im Dokument befindlichen Kapitel 4.6.3 Schutz- und
Kompensationsmafinahmen (fiir Vogel) steht hingegen auch: ,,... Innen- und
Aufdenbeleuchtungen sind nach dem Stand von Wissenschaft und Technik
so zu gestalten, dass keine Gefahr des Vogelschlags bzw. Vogelfangs
besteht.”

5.3. Beriicksichtigung der Auswirkungen durch die Gestaltung mit Glas und
Beleuchtungen

Erste Herleitungen, Erkldrungen und Hinweise dazu erfolgten bereits in der
Stellungnahme zur friihzeitigen Beteiligung vom 01.08.2025, auf die hiermit
verwiesen wird.

Wird beriicksichtigt.

Im stddtebaulichen Vertrag wurden Regelungen zu diesem Sachverhalt
getroffen. Die Vertragspartnerin verpflichtet sich, Maf3nahmen zum Schutz
vor Vogelschlag zu ergreifen. Sie beauftragt eine gutachterliche Begleitung
und verpflichtet sich zur Abstimmung mit der unteren Naturschutzbehérde.
Dariiber hinaus verpflichtet sich, Beleuchtungs-  und
Verdunkelungskonzept zu erstellen und mit der unteren Naturschutzbehérde

sie ein
abzustimmen. Sofern sich nach Fertigstellung des Gebdudes herausstellt,
dass trotz Realisierung der abgestimmten Mafinahmen ein signifikant
erhdhtes Tétungs- und Verletzungsrisiko fiir Vogel besteht, verpflichtet sich
notwendige Nachbesserungen in

die Vorhabentrdgerin  weiterhin,

Abstimmung mit der entsprechenden Behérde durchzufiihren.
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Damit die Belange des Natur- und Artenschutzes durch unsere Behorde im
Rahmen des weiteren Planungsverfahrens und der Baugenehmigung
sachgerecht und nachvollziehbar beurteilt werden kénnen, ist ein
qualifiziertes Gutachten zur Risikoermittlung und der Darstellung der
Vermeidung von Vogelkollisionen an den geplanten Glasfassaden als
entscheidende Grundlage unerldsslich.

Die Landerarbeitsgemeinschaft der Vogelschutzwarten (2023) hat ein
Bewertungsschema nach einem Punktesystem erarbeitet, das eine grobe
Ersteinschdtzung des Vogelschlagrisikos an Fassaden eines geplanten
Bauwerks erlaubt. Dies kann als erster Hinweis dafiir dienen, ob bzw. in
welchen Bereichen eine differenzierte Analyse des Gefahrenpotenzials
notwendig ist. Die Bewertung nach diesem Schema ersetzt daher nicht die
weitere im Einzelfall notwendige Beurteilung aller relevanten Faktoren im
individuellen &rtlichen Zusammenhang, da sie nur der ersten Ermittlung von
Gefahrenbereichen dient. Zum weiteren vertiefenden Ablauf der Analyse ist
das im Anhang befindliche Merkblatt ,,Grundlagen zur Erstellung von
Fachgutachten zur Vermeidung von Vogelkollisionen an Glas“ zu
berlicksichtigen.

Zudem hat die Senatsverwaltung fiir Mobilitat, Verkehr, Klimaschutz und
Umwelt (SenMVKU) gemeinsam mit der Senatsverwaltung fiir
Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen eine ,Beurteilungshilfe zur
Einschatzung des Kollisionsrisikos an Glasfldchen® erarbeitet, welche nach
erfolgter Veroffentlichung das Merkblatt ersetzt oder ggf. auch ergdnzt.

Zur Gewdhrleistung der Beriicksichtigung der Konflikithemen Glas und Licht
erfolgt aktuell noch die Abstimmung zu den Festsetzungen zur spdteren

Baumafinahme im stddtebaulichen Vertrag. Nach dem Vorliegen
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entsprechender Planungen inkl. Bewertungen zum Thema Vogelkollision
und Beleuchtung und vor einer konkreten Einplanung von Maf3nahmen bzw.
vor Umsetzung des Bauvorhabens ist eine weitere Ricksprache /
Abstimmung zum Artenschutz zur Herstellung des nach Baunebenrecht
erforderlichen Einvernehmens mit der zustdndigen Naturschutzbehorde
erforderlich.
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Wiebelsheim, 368 S.

Beobachtungsberichte der Berliner Ornithologischen Arbeitsgemeinschaft
(1991-2023) - herunterladbar unter  hitps://sammlungen.ub.uni-
frankfurt.de/biodiv/periodical/titleinfo/12912836

Berthold, P (1990): Vogelzug. - Wissenschaftliche Buchgesellschaft
Darmstadt, 252 S.

Gatter, W. (2000): Vogelzug und Vogelbestdnde in Mitteleuropa. - AULA-
Verlag Wiebelsheim,

656 S.

LAG VSW - Lénderarbeitsgemeinschaft der Vogelschutzwarten (2023):
Vermeidung von  Vogelverlusten an  Glasscheiben. 40  S.
http://www.vogelschutzwarten.de/downloads/LAG%20VSW %2021 -

01 Bewertungsverfahren%20Vogelschlag%20Glas.pdf

Rossler, M., W. Doppler, R. Furrer, H. Haupt, H. Schmid, A. Schneider, K.
Steiof & C. Wegworth (2022): Vogelfreundliches Bauen mit Glas und Licht,
3. Aufl. - Hrsg: Schweizerische  Vogelwarte, 64 S.

https://vogelglas.vogelwarte.ch/assets/files/broschueren/Glasbroschuer
e_2022_D.pdf
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Steiof, K. (2022): Neuere Erkenntnisse zu Vogelkollisionen an Glas in Berlin.
58/59: 79-117.
https://www.lbv.de/files/user_upload/Dokumente/Projektreporte_Projekts
kizzen/Vogelschlag/Steiof 2022 23 Vogelkollisionen_Glas_Berlin_BzV_5
8-59.pdf

Steiof, K. (2023): Beleuchtung in der Stadt und Vogelkollisionen - ein
bedeutendes Problem. - Natur und Landschaft 98 (9/10): 447-452.
https://bfn.bsz-
bw.de/frontdoor/deliver/index/docld/1811/file/NuL2023-09-05.pdf

- Berichte zum Vogelschutz

6. Landschaftsplanung / Landschaftsentwicklungsplanung

Bezugnahme auf Begrindung zum Entwurf des Bebauungsplans 1-124
(Stand: 29.04.2026) und Entwurf der Planzeichnung des Bebauungsplanes
(Stand: 29.04.2026)

Das Plangebiet des Bebauungsplans 1-124 liegt im Geltungsbereich des
Landschaftsplans II-L-10 ,Moabiter Insel“, der am 27.03.1997 festgesetzt
wurde (GVBL. vom 12.04.1997, S. 266). Der Landschaftsplan setzt fiir den
iiberwiegenden Bereich des Plangebietes einen Biotopfldchenfaktor (BFF)
von 0,3 fest.

Im Rahmen der geplanten baulichen Verdichtung im Plangebiet kdnnen aus
dem Bauvorhaben negative Folgen fiir den Naturhaushalt und die (mikro-
)klimatischen Um
entgegenzuwirken, wird im Rahmen eines stddtebaulichen Vertrages

Bedingungen  resultieren. diesen  Folgen

vereinbart, dass im gesamten Plangebiet, also auch fiir den Teil, fiir den der

Kenntnisnahme.
Keine weitere Abwdgung erforderlich.

Wird beriicksichtigt.

In Abstimmung mit dem FB Naturschutz und Freiraumentwicklung wurde der
stddtebauliche Vertrag umfangreich ergdnzt. Schwerpunkt waren dabei
zusdtzliche Regelungen zur Verbesserung der Biodiversitdt.
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Bebauungsplan 1-124

Landschaftsplan keinen BFF fest- setzt (ehem. Sickingenplatz), ein BFF von
0,3 gilt.

Parallel zum aktuellen Beteiligungsverfahren zum B-Plan erfolgten
Abstimmungen zwischen dem Umwelt- und Naturschutzamt und dem
Vorhabentrdger, um sicher zu stellen, dass der erforderliche
Biotopflachenfaktor von 0,3 im gesamten Plangebiet erreicht werden kann.
Der Biotopflachenfaktor ist im Rahmen der Umsetzung der zukiinftig
geplanten Bebauung entsprechend der im stadtebaulichen Vertrag
getroffenen Abstimmungen zu realisieren. Neben der rein quantitativen
Erfillung des Biotopflachenfaktors ist zur Gewdhrleistung der
Naturhaushaltswirksamkeit insbesondere eine qualitativ und
naturschutzfachlich wertvolle Gestaltung der Griinflachen zu gewdbhrleisten.
Unter anderem sind folgende naturhaushaltswirksame Elemente
entsprechend umzusetzen (und im Stadtebaulichen Vertrag abzusichern):

Biodiversitatsfdrdernde Vegetationsfldchen
Verwendung iiberwiegend gebietsheimischer, standortgerechter,
insektenférdernder Pflanzenarten

Integration von Steinelementen, Holz- oder Lehmstrukturen
Biodiversitatsgriindach (anteilig, mindestens 30 %)

Betrifft  Entwurf der Planzeichnung des Bebauungsplanes (Stand:
29.04.2026)

Satz 3 im Hinweis Nr. 3 auf der Planzeichnung des Bebauungsplanes ist
dahingehend zu ergdnzen, dass eindeutig ist, dass der Biotopfldchenfaktor
von 0,3 fir das gesamte Vorhabengebiet inklusive des ehemaligen
Sickingenplatzes gilt.
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Formulierungsvorschlag: ,,... Die Einhaltung des Biotopfldchenfaktors von
0,3 wird liber den stadtebaulichen Vertrag gesichert. Auch fiir den Bereich
des Plangebietes, fiir den gemaf3 Landschaftsplan kein Biotopfldchenfaktor
festgesetzt wurde (ehem. Sickingenplatz), wird die Einhaltung des
Biotopflachenfaktors von 0,3 gesichert.”

Betritft /V.2.2.2 Zuldssige Grundfiéche, S. 58, 1. Absatz B-Planbegrindung
Textliche Festsetzung Nr. 1:

Im Gewerbegebiet ist die Uberschreitung der zuldssigen Grundfiéchen bis
zu einer Grundfldche, die einer GRZ von 0,85 enfsprichi, zuldssig. Fiir
bauliche Anlagen unterhalb der Geldndeoberfléiche darf die zuldssige
Grundfldche bis zu einer Grundfldche, die einer GRZ von 1,0 enfsprichi,
lberschriffen werden.

Die Textliche Festsetzung Nr. 1 beziiglich der zuldssigen Grundfldche, im
speziellen einer potentiell méglichen Grundfldche fiir bauliche Anlagen
unterhalb der Geldndeoberflache von 1,0, ist in Bezug auf das Erreichen
des Biotopfldchenfaktors von 0,3 problematisch. Unserer Einschdtzung
nach wiirde die maximale Ausnutzung eines solchen zuldssigen Baurechts
dazu fiihren, dass der BFF von 0,3 nicht mehr erreicht werden kann -
Baurecht wiirde hier somit dem Naturschutzrecht entgegenstehen.

Diese Einschatzung basiert auf vorliegender BFF-Berechnung und BFF-Plan
vom 20.04.2026, eingereicht und gepriift im Rahmen der Aufsetzung des
Stadtebaulichen Vertrags. Die BFF-Unterlagen weisen konkret einen BFF
von 0,296 nach; der Mindest-BFF von 0,30 wird somit durch die Unterlagen
nur ganz knapp erreicht. Zu den aufgefiihrten naturhaushaltswirksamen
Maf3nahmen, die wesentlich zum Erreichen des BFF beitragen, zdhlen

Wird nicht beriicksichtigt.
Der Hinweis dient der Information, dass im Geltungsbereich weiteres Recht
zu beachten ist. Es erfolgt grundsatzlich keine Darstellung von Inhalten.

Wird iiberwiegend beriicksichtigt.

Zundchst ist darauf hinzuweisen, dass der Einschatzung beziiglich eines ggf.
bestehenden Widerspruchs zwischen einer vollstédndigen Unterbauung und
dem gemdf3 Landschaftsplan zu erbringenden BFF nicht gefolgt wird. Es
handelt
Angebotsbebauungsplan. In einem Angebotsbebauungsplan stecken die

sich bei dem vorliegenden Bebauungsplan um einen
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insbesondere die ca. 800 m® bodengebundenen Vegetationsfldchen,
teilversiegelte nicht unterbaute Fldchen sowie Dachbegriinungen. Wird die
GRZ fiir unterbaute Fldchen bis auf 1,0 wie baurechtlich mit solch einer
Festsetzung moglich ausgereizt, wiirden die Anrechnungsfaktoren fiir die
Vegetationsflachen von 1 auf 0,7 oder sogar 0,5 sinken und die
teilversiegelten Flachen wiirden keine Anrechnung mehr fiir den BFF
erfahren.

In diesem Fall wiirde die vorliegende BFF-Planung dann nur noch einen BFF
von ca. 0,23 erbringen. Insofern birgt eine solche Festsetzung ein
erhebliches Verfahrens- und Planungsrisiko. Entsprechend der vorliegenden
iberschlédgigen und - um es deutlich zu sagen - bereits sehr optimistischen
BFF-Planung und -Berechnung muss auch die GRZ fiir die baulichen
Anlagen unterhalb der Geléndeoberflache auf 0,85 begrenzt werden, um
das Erreichen des geforderten BFF von 0,3 nicht zu geféhrden.

Vorschlag zur Anderung der Textlichen Festsetzung Nr. 1 wie folgt:
,Im Gewerbegebiet ist die Uberschreitung der zuldissigen Grundfléichen bis
zu einer Grundfldche, die einer GRZ von 0,85 enfsprichi, zuldssig. Fiir

bauliche Anlagen unferhalb der Geldndeoberfliche darf die zuldssige
Grundfldche von 0,85 nicht iiberschritfen werden.”

Die Notwendigkeit klimaangepasster Maf3nahmen verdeutlicht dariiber
der der
Klimaanpassungsgesetz besonders

hinaus Umweltgerechtigkeitsatlas, gemdfB  Berliner

(KAnGBlIn)
Hitzeviertel mit Maf3snahmen der Klimaanpassung zu belegen. Dies sind

fordert, betroffene

insbesondere Planungsrdume, die gem. § 2 Punkt 4 KAnGBIn im

Festsetzungen zum Maf3 der baulichen Nutzung regelmdfig lediglich einen
Rahmen ab, in dem sich die zukiinftigen Vorhaben bewegen miissen. Ein
Anrecht auf Vollausschépfung aller zuldssigen Maf3e gleichzeitig besteht
nicht. Insofern kénnen wegen der bestehenden Verpflichtung aus dem BFF
bei Inanspruchnahme einer vollstdndigen Unterbauung beispielsweise die
zuldssigen Gebdudehdhen nicht ausgeschopft werden, um anrechenbare
Dachbegriinung zu schaffen.

Ungeachtet dessen war der genaue Umfang einer Unterbauung zum
Zeitpunkt des Verfahrensschritts noch nicht bekannt. Zwischenzeitlich wurde
die Planung konkretisiert. Daher kann die zuldssige Grundfldche fiir
bauliche Anlagen gemdf3 § 19 Abs. 4 BauNVO fiir die Anlagen unterhalb
der Geldndeoberflache auf eine Grundflache, die einer Grundfldchenzahl
von 0,9 entspricht reduziert werden. Dies entspricht den aktuellen
Grundstlickseigentiimers. Eine
Verortung der unterirdischen Anlagen erfolgt weiterhin nicht. Die textlichen

projektbezogenen Anforderungen des

Festsetzungen Nr. 1 und Nr. 4 werden entsprechend angepasst.
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Bebauungsplan 1-124

Umweltgerechtigkeitsatlas des Jahres 2021/22 als thermisch hoch
belastete Planungsrdume eingestuft sind.
Der Geltungsbereich des B-Plans 1-124 zd&hlt zu solch einem stark

belasteten Hitzeviertel, fiir das somit prioritar Maf3nahmen der

Klimaanpassung zu ergreifen sind, siehe folgende Abb.:

Eine Planung im Sinne von Klimaschutz und Klimaanpassung hat die auf S.
18 und 19 des Begriindungsentwurfs wiedergegebenen Ziele des Berliner
Landschaftsprogramms (LaPro) - u. a. Foérderung flachensparender
Bauweise, Erhalt und Neupflanzung von Stadtbdumen, Kompensation von
durch Wand- oder
Dachbegriinung, Entwicklung des Griinanteils in Gewerbegebieten und auf

Nutzungsintensivierungen Entsiegelung,

Infrastrukturfldchen etc. - sowie die Ziele des Stadtentwicklungsplans Klima
2.0 (StEP Klima 2.0, s. S. 20 der Begriindung) und der Charta fiir das
Berliner Stadtgriin (s. S. 27 der Begriindung) zu beriicksichtigen. Dies

Wird beriicksichtigt.

In Abstimmung mit dem FB Naturschutz und Freiraumentwicklung wurde der
stddtebauliche Vertrag umfangreich ergdnzt. Schwerpunkt waren dabei
zusdtzliche Regelungen zur Verbesserung der Biodiversitat.
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Bebauungsplan 1-124

bedeutet konkret die Umsetzung eines hohen und dabei qualitdtsvollen
Griinanteils im Geltungsbereich.

Im Bebauungsplan und im Stddtebaulichen Vertrag muss somit nicht nur die
blof3e Erfiillung des Biotopflachenfaktors verankert werden, sondern auch
die Herstellung und Sicherung von hochwertigen, biodiversitatsfordernden
Vegetationsfldchen mit besonderer Bedeutung fiir die Fauna - sowohl auf
bodengebundenen Vegetationsfldchen als auch auf den Dachfldchen in
Form von Biodiversitdtsddchern. Der Anteil der hochwertigen
naturhaushaltswirksamen Begriinungen sollte im Zuge der weiteren
Konkretisierung des Vorhabens grof3tméglich erhéht werden, um eine
sichere  Erfillung des  Biotopfldchenfaktors und  erfolgreiche
Klimaanpassung zu gewdhrleisten.

Rechtsgrundlagen

BNatSchG Gesetz iiber Naturschutz und Landschaftspflege
(Bundesnaturschutzgesetz) vom 29. Juli 2009 (BGBL. |
S. 2542), zuletzt gedndert durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 29. Marz 2026 (BGBL. 2026 | Nr. 87)

NatSchG Bln Gesetz lber Naturschutz und Landschaftspflege in
Berlin - Berliner Naturschutzgesetz - NatSchG Bln vom
29. Mai 2013 (GVBL. S. 140), zuletzt mehrfach
gedndert sowie § 38a neu eingefiigt durch Artikel 6
des Gesetzes vom 11.12.2024 (GVBL. S. 614, 617)
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Bebauungsplan 1-124

BaumSchVO

KAnGBIn

BArtSchV

BauGB

BauO Bln

Verordnung zum Schutze des Baumbestandes in Berlin
(Baumschutzverordnung) vom 11.01.1982 (GVBI. S.
250), zuletzt gedndert durch Artikel 10 des Gesetzes
vom 11.12.2024 (GVBL. S. 614, 619)

Berliner Klimaanpassungsgesetz (KAnGBln) vom 7.
November 2025 (GVBL. S. 542)

Verordnung zum Schutz wild lebender Tier- und
Pflanzenarten  (Bundesartenschutzverordnung -
BArtSchV) vom 16.02.2005 (BGBL. | S. 258), zuletzt
gedndert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 21.
Januar 2013 (BGBI. | S. 95)

Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung
vom 03. 11. 2017 (BGBL. | S. 3634), zuletzt gedndert
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 22. Dezember 2025
(BGBL. 2025 | Nr. 348)

Bauordnung fiir Berlin (BauO Bln) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 29.09.2005 (GVBL. S. 495),
zuletzt gedndert durch Gesetz vom 21.01.2026 (GVBL.
5. 22)
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31. Bezirksamt Mitte von Berlin, Abt. Schule und Sport, Fachbereich Schule; Stellungnahme vom 30.05.2026 (DiPlan ID-Nr.: 1017)

Stellungnahme (Behérde/ToB)

Auswertung / Abwdgung der Stellungnahme

Im Zustdndigkeitsbereich des Schul- und Sportamtes liegt in der ndheren
Umgebung zur Flache, die fiir eine Bebauung in diesem Verfahren
vorgesehen ist, die Heinrich-von-Stephan-Gemeinschaftsschule. Sofern
Schule und
Larmschutzvorgaben iiberschritten werden, bestehen keine Bedenken
gegen den Entwurf des Bebauungsplans 1-124 und die Realisierung der

iber diese Entfernung bis zur keine Immissions-

geplanten Bebauung.

Kenntnisnahme.

Das bis zur Festsetzung des Bebauungsplans 1-124 geltende Planungsrecht
des Bebauungsplans 1I-B1 setzt als Art der baulichen Nutzung ein
Industriegebiet gemdfl § 9 BauNVO fest. Mit der vorliegenden Planung
erfolgt demgegeniiber die Herabzonung auf ein Gewerbegebiet gemdf3 §
8 BauNVO. Es ist somit ausgeschlossen, dass die ggf. zukiinftig vom
Plangebiet ausgehenden Emissionen das bisher schon zuldssige Maf3
tiberschreiten. Es liegt fiir den betroffenen Schulstandort keine materiell
rechtliche Verschlechterung vor. Dariiber hinaus betrdgt die Entfernung zum
Schulstandort mehr als 650 m (Luftlinie) und es befinden sich zwischen der
Schule und dem Plangebiet weitere schutzbediirftige Nutzungen (Wohnen),
die fir die Nutzung im Plangebiet beachtlich sind. Eine unzumutbare
Beeintrdchtigung des Schulstandorts kann demzufolge ausgeschlossen
werden.

32. Bezirksamt Charlottenburg-Wilmersdorf, Abteilung Stadtentwicklungsamt, Fachbereich Stadtplanung; Stellungnahme vom 04.06.2026 (DiPlan

ID-Nr. 1020)

Stellungnahme (Behérde/ToB)

Auswertung / Abwdgung der Stellungnahme

Vielen Dank fiir die Beteiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB fiir den
Bebauungsplan 1-124 (Turbinenwerk) in |hrem Bezirk. Aufgrund Ihrer
Planung und der darin enthaltenen Ziele sind keine &ffentlichen Belange
betroffen.

Wir bitten Sie dariiber hinaus, uns im weiteren Verfahren im Rahmen der
Beteiligung zu beriicksichtigen.

Kenntnisnahme.
Keine weitere Abwdgung erforderlich.
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33. Bezirksamt Mitte von Berlin, Stadt 1 500, Sanierungsverwaltungsstelle; Stellungnahme vom 19.05.2026 (DiPlan ID-Nr.: M1006)

Stellungnahme (Behérde/ToB)

Auswertung / Abwdgung der Stellungnahme

Fehlanzeige

Gerne. Gruppe 500 ist von der Planung nicht betroffen.

Kenntnisnahme.
Keine weitere Abwdgung erforderlich.

34. Bundesaufsichtsamt fiir Flugsicherung; Referat ST Sachgebiet ST Il Anlagenschutz, E-Mail vom 25.06.2026

Stellungnahme (Behérde/ToB)

Auswertung / Abwdgung der Stellungnahme

Unter Bezugnahme auf lhre heute Nachricht sowie das sehr angenehme
Telefonat méchte ich Thnen hiermit bestatigen, dass meine Stellungnahme
vom 11.07.2025 weiterhin vollumfdnglich Giiltigkeit entfaltet.

An den in dieser Stellungnahme getroffenen Aussagen hat sich nichts
gedndert. Wie in der Stellungnahme ausgefiihrt, bitte ich Sie dafiir Sorge zu
tragen, dass der Bauantrag zu gegebener Zeit iiber die Landesluftfahrt-
beh&rde mir zur abschlieflenden Priifung vorgelegt wird.

Bei etwaigen Fragen konnen Sie sich selbstverstdndlich gerne an mich

wenden.

Kenntnisnahme.

In der Stellungnahme vom 11.07.2025 wurde bestdtigt, dass seitens des
BAF keine grundsdtzlichen Bedenken bestehen.

Etwaige Anforderungen des BAF kénnen auf der Vollzugsebene abgestimmt
und berlicksichtigt werden.
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lll. Ergebnis der Abwégung der Stellungnahmen der Behérden und sonstigen Trdger 6ffentlicher Belange aus der Beteiligung gemaf
8§ 4 Abs. 2 BauGB

Die Abwdgung der Stellungnahmen fiihrt zu keiner die Grundziige der Planung beriihrenden Anderung des Bebauungsplanes. Allerdings hat eine
Konkretisierung der Planung der Grundstiickseigentiimerin zu der Erkenntnis gefiihrt, dass eine vollstdndige Inanspruchnahme der
Unterbauungsmaoglichkeiten nicht erforderlich ist. Insofern konnte Anregungen gefolgt werden, die zuldssige Grundfldche fiir bauliche Anlagen unterhalb der
Geldndeoberfldche von einer Grundflache, die einer Grundfldchenzahl von 1,0 entspricht, auf eine Grundfldche, die einer Grundfldchenzahl von 0,9
entspricht, zu reduzieren. Die Anderung erfolgt iiber eine Umformulierung der textlichen Festsetzungen Nr. 1 und Nr. 4.
Es erfolgten auch zu anderen Sachverhalten und Themen eine:

- Redaktionelle Anderung der Planzeichnung (Tippfehler)

- Uberarbeitungen und Ergdnzungen der Begriindung zum Bebauungsplan,

- Uberarbeitung und Ergdnzungen des stddtebaulichen Vertrags,

- Uberarbeitung von Fachgutachten (Verkehr, artenschutzrechtliche Potenzialanalyse).

Die Grundziige der Planung sind durch die vorgebrachten Anregungen und Hinweise nicht beriihrt. Erneute Beteiligungsschritte gemaf3 § 4a Abs. 3 sind in
Bezug auf die Beteiligung der Behérden und der sonstigen Tréger offentlicher Belange nicht erforderlich, da keine Belange erstmalig oder in vergréf3ertem
Umfang durch die Anderung beriihrt werden. Ungeachtet dessen erfolgte eine eingeschrdnkte erneute Beteiligung der Grundstiickseigentiimerin wegen der

Reduktion der zul@ssigen Unterbauung des Gewerbegebiets auf ein Maf3 von GRZ 0,9.

Berlin, den ....cccoeceeeeuenene
Gothe Giebel
Bezirksstadtrat Fachbereichsleitung Stadtplanung

Bezirksamt Mitte von Berlin Seite 75 von 75



	I. Art und Weise der Beteiligung
	II. Abwägung der Stellungnahmen im Einzelnen
	1. Berliner Feuerwehr, Vorbeugender Brand- und Gefahrenschutz; Stellungnahme vom 22.05.2026 (DiPlan ID-Nr.: 1008)
	2. BVG Berliner Verkehrsbetriebe, Geschäftseinheit Infrastruktur (TI.IN); Stellungnahme vom 10.06.2026 (DiPlan ID-Nr. 1026)
	3. BWB Berliner Wasserbetriebe; Stellungnahme vom 08.06.2026 (DiPlan ID-Nr.: 1024)
	4. Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr Referat INFRA I 3; Stellungnahme vom 02.06.2026 (DiPlan  ID-Nr.: 1018)
	5. Der Polizeipräsident in Berlin, Landeskriminalamt, Zentralstelle für Prävention; Stellungnahme vom 26.05.2026 (DiPlan ID-Nr.: 1012)
	6. Deutsche Telekom Technik GmbH; Stellungnahme vom 27.05.2026 (DiPlan ID-Nr.: 1015)
	7. Ministerium für Infrastruktur und Landesplanung (MIL), Gemeinsame Landesplanungsabteilung Berlin-Brandenburg, GL 5; Stellungnahme vom 18.05.2026 (DiPlan ID-Nr. 1004)
	8. IT-Dienstleistungszentrum Berlin (ITDZ) AöR, KD V; Stellungnahme vom 12.06.2026 (DiPlan-Nr.: 1035)
	9. NBB Netzgesellschaft Berlin-Brandenburg mbH & Co. KG, NBB IV (Gasversorgung); Stellungnahme vom 22.05.2026 (DiPlan Nr.: 1009)
	10. 50Hertz Transmission GmbH, TG-Netzbetrieb; Stellungnahme vom 12.05.2026 TG-Netzbetrieb (DiPlan ID-Nr.: 1000)
	11. Stromnetz Berlin GmbH, Immobilienmanagement; Stellungnahme vom 09.06.2026 (DiPlan ID-Nr.: 1025)
	12. Senatsverwaltung für Finanzen Berlin, Abteilung I – Vermögen und Beteiligungen I G 18 (Liegenschaftswesen); Stellungnahme vom 27.05.2026  (DiPlan ID-Nr. 1014)
	13. SenWGP (vormals SenWGPG), Abt. IV (Außeruniversitäre Forschung und Charité) und V (Hochschulen); Stellungnahme vom 05.06.206 (DiPlan ID- Nr. 1021)
	14. Senatsverwaltung für Wirtschaft, Energie und Betriebe ZSF 4, SenWiEnBe; Stellungnahme vom 28.05.2026 (DiPlan ID-Nr.: 1016)
	15. Senatsverwaltung für Kultur und Gesellschaftlichen Zusammenhalt; Stellungnahme vom 13.05.2026 (DiPlan ID-Nr. 1002)
	16. SenStadt - Landesdenkmalamt Berlin, LDA 2 TÖB; Stellungnahme vom 17.06.2026 (DiPlan ID-Nr.: M1039)
	17. Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen, I B; Stellungnahme vom 09.06.2026 (DiPlan ID-Nr.: 1005)
	18. Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen, Abteilung II A (innere Stadt und Hauptstadtangelegenheiten; Stellungnahme vom 08.06.2026 (DiPlan ID-Nr.: 1022)
	19. Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen, SenStadt - WBL Wohnungsbauleitstelle; Stellungnahme vom 10.06.2026 (DiPlan ID-Nr.: 1029)
	20. Senatsverwaltung für Mobilität, Verkehr, Klimaschutz und Umwelt, Umwelt- und Klimaschutzpolitik, Kreislaufwirtschaft und Immissionsschutz,  Abteilung I C und I D (Immissionsschutz); Stellungnahme vom 18.06.2026 (DiPlan ID-Nr.: 1040)
	21. Senatsverwaltung für Mobilität, Verkehr, Klimaschutz und Umwelt, Abteilung II / Referat II D 44– Gewässerschutz (Wasserbehörde)  Stellungnahme vom 12.06.2026 (DiPlan ID-Nr.: 1033)
	22. Senatsverwaltung für Mobilität, Verkehr, Klimaschutz und Umwelt, III B 1 (Landschaftsprogramm); Stellungnahme vom 12.06.2026 (DiPlan ID-Nr.: M1036)
	23. Senatsverwaltung für Mobilität, Verkehr, Klimaschutz und Umwelt; Oberste Naturschutzbehörde III B 2-22; Stellungnahme vom 03.06.2026  (DiPlan ID-Nr. M1019)
	24. Senatsverwaltung für Mobilität, Verkehr, Klimaschutz und Umwelt, Oberste Naturschutzbehörde III B /Naturschutz, Landschaftsplanung, Forstwesen  III B 4; Stellungnahme vom 15.06.2026 (DiPlan ID-Nr.: M1038)
	25. Senatsverwaltung für Mobilität, Verkehr, Klimaschutz und Umwelt; Abt. IV B; Stellungnahme vom 23.06.2026 (DiPlan ID-Nr.: M1040)
	26. Senatsverwaltung für Mobilität, Verkehr, Klimaschutz und Umwelt, Abteilung V (Tiefbau); Stellungnahme vom 12.06.2026 (DiPlan ID-Nr.: M1031)
	27. Bezirksamt Mitte von Berlin, Stadtentwicklungsamt – Kataster und Vermessung, Stadt 4; Stellungnahme vom 13.05.2026 (DiPlan ID-Nr.: M1001)
	28. Bezirksamt Mitte von Berlin, Wirtschaftsförderung; Wi 10; Stellungnahme vom 12.06.2026 (DiPlan ID-Nr.: M 1037)
	29. Bezirksamt Mitte von Berlin, Straßen- und Grünflächenamt, SGA; Stellungnahme vom 10.06.2026 (DiPlan ID-Nr.: 1028)
	30. Bezirksamt Mitte von Berlin, Abt. Ordnung, Umwelt, Natur, Straßen und Grünflächen, Umwelt- und Naturschutzamt UmNat 311, Bereich Umweltschutz; Stellungnahme vom 11.06.2026 (DiPlan ID-Nr.: 1030)
	31. Bezirksamt Mitte von Berlin, Abt. Schule und Sport, Fachbereich Schule; Stellungnahme vom 30.05.2026 (DiPlan ID-Nr.: 1017)
	32. Bezirksamt Charlottenburg-Wilmersdorf, Abteilung Stadtentwicklungsamt, Fachbereich Stadtplanung; Stellungnahme vom 04.06.2026 (DiPlan  ID-Nr. 1020)
	33. Bezirksamt Mitte von Berlin, Stadt 1 500, Sanierungsverwaltungsstelle; Stellungnahme vom 19.05.2026 (DiPlan ID-Nr.: M1006)
	34. Bundesaufsichtsamt für Flugsicherung; Referat ST Sachgebiet ST II Anlagenschutz, E-Mail vom 25.06.2026

	III. Ergebnis der Abwägung der Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange aus der Beteiligung gemäß § 4 Abs. 2 BauGB

